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Expedition: Herrenſtraße Nr 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten 1 auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


nmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 29. November 1866. 


——— 
Deut ſchland. 
0. K. C. Landtags= Verhandlungen. 
Berlin, 28. November. 
33. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
„Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
ziſch: Miniſter v. Selchow, Graf Itzenplitz, Graf zu Eulenburg, Reg. 
Commiſſare Moelle und Maclean. i 5 91. 
Präſident v. n theilt mit, daß vom Marineminiſterium ver⸗ 
ſchiedene Nachweiſungen zu dem betr. Etat nachgeliefert worden ſind, die im 
immer Nr. 6 zur Einſicht ausliegen werden. 
Es wird darauf die Vorberathung des Budget ſortgeſetzt, die geſtern ſte⸗ 
* geblieben war beim Etat des Finanzminiſteriums, Cap. 8. Tit. 4: 
eſoldungs⸗Verbeſſerungen im Betrage von 1,030,200 Thlr. 
Es find dazu zwei Anträge geſtellt worden, 1) vom Abg. Duncker: 
3 Das Haus wolle beſchließen: Bei Tit. 4 hinzuzufügen: „für Unterbeamte“. 
otive: Nach der Nachweiſung der Regierung iſt für Unterbeamte zu Be⸗ 
ſoldungsverbeſſerungen die Summe von 1,298,394 Thlr. erforderlich, während 
der Etats⸗Entwurf für Beſoldungsverbeſſerungen im Ganzen nur die Summe 
von 1,030,200 Thlr. fordert und von dieſer Summe nach dem Special » Etat 
50,200 Thlr. zu Beſoldungsverbeſſerungen der Miniſter, Miniſterialdirectoren, 
Oberpräſidenten ꝛc. verwenden will, ſo daß die für die Unterbeamten noch er⸗ 
forderlichen 318,394 Thlr. auf den Etat für 1868 verwieſen werden. Es er⸗ 
cheint nicht billig und rathſam, mit Beſoldungsverbeſſerungen für die höͤchſten 
eamtenkategorien vorzugehen, ſo lange die von der Regierung ſelbſt aner⸗ 
kannten dringendſten Anſprüche der Unterbeamten noch nicht befeiebigt find, 
und daher angemeſſen, mindeſtens die ganze in dem diesjährigen Etat für 
Beſoldungs⸗Verbeſſerungen ausgeſetzte Summe für Unterbeamte zu derwen⸗ 
den.“ 2) Von den Abgg. v. Wedell und Caſſel: „Das Haus wolle be⸗ 
schließen: Die Regierung wird dringend erſucht, dem Etat für 1868 einen 
ormal⸗Beſoldungs⸗Etat beizufügen, in welchem die Gehälter aller Beamten 
neu normirt, beziehentlich angemeſſen erhöht werden, auch dahin zu wirken, 
b dieſer Normal + Etat unter Berückſichtigung der jedesmaligen disponibeln 
ttel in erſter Reihe allmälig zur Ausführung gebracht werde.“ 
Regier.⸗Commiſſar Mölle: Die Beſoldungs⸗Verbeſſerungen für 1867 be: 
tragen für Unterbeamte 980,000, für höhere Beamte 50,200 Thlr. Am 
29. November 1855 wurde von dem abe. v. Kleiſt⸗Tychow der Antrag 
geſtellt, die Regierung zu erſuchen, den Nothſtand der niederen Beamten und 
die Mittel zur Abhilfe deſſelben in Erwägung zu ziehen. Er wurde der 
Budget⸗Commiſſion überwieſen, die bei dem Etak für 1856 unterfuchen ſollte, 
ob disponible Fonds für jenen Zweck vorhanden ſeien. Sie waren nicht vor⸗ 
anden und man begnügte ſich damit, der Regierung den Antrag zur Berüd: 
wit u überweiſen. Sie ift nun ſeit 1856 eifrig bemüht geweſen, das 
wirkliche Bedürfniß ſeſtzuſtellen und Mittel ausfindig zu machen zur Befrie: 
digung deſſelben. Im Dezember 1856 legte fie. eine Denkſchrift vor, in der 
als dringende Bedürfniſſe nachgewieſen wurden: 1) die Wiederherſtellung der 
dreijährigen Präſenzzeit in der Armee, wozu 800,000 Thlr., und 2) die Ver⸗ 
eſſerung der Beſoldung der Beamten bis zu den Räthen 4. Klaſſe und der 
Subaltern⸗Offiziere, wozu 3,280,000 Thlr. erforderlich waren, alſo im Ganz 
zen 4,080,000 Thlr. Da aber auch im Jahre 1857 keine Mittel disponibel 
waren, legte die Regierung drei Geſetzentwürfe vor: 1) eine neue Gebäude⸗ 
ſteuer mit einem Ertrage von 1,390,000 Thlr.; 2) eine Veränderung in der 
Gewerbeſteuer mit einem Mehrertrage von 600,000 Thlr. und 3) eine Erhö⸗ 
des Salzpreiſes mit einem Mehrertrage von 2,090,000 Thlr., wodurch 
unzen eine Mehreinnahme von 4,080,000 Thlr. erreicht worden wäre. 
eee fanden jedoch keine günſtige Aufnahme, und man ver⸗ 
fes die Regierung auf die vorausſichtlichen Mehreinnahmen aus den be⸗ 
Lance Steuern, Die Geſetze wurden denn auch in beiden Häuſern des 
Dit dem von 1858 ſchlug die Regierung wiederum eine Verbeſſerun 
des Einkommens der irre Belrage bon 640,490 Alk por, 
die auch bewilligt wurde. Im Jahre 1859 wurde eine neue Nachweiſung 
vorgelegt und 1,132,945 Thlr. zu Beſoldungsverbeſſerungen ausgeſetzt, theils 
für Unterbeamte bei den Miniſterien theils für Subalternbeamte und Mit⸗ 
glieder der Localbehörden. Auch dieſe Summe wurde bewilligt. Im Jahre 
1860 geſtatteten es die Verhältniſſe nicht, mit den Gehaltsverbeſſerungen fort⸗ 
befahren. Im Jahre 1861 wurden 225,000 Thlr. zu Gehaltsberbeſſerungen 
ewilligt, und zwar für die Mitglieder der Provinzial⸗Behörden. Im Jahre 
1863 wurden für die Räthe in den Miniſterien und einzelne andere Beamte 
54,000 Thlr. ausgeſetzt und in der Budget⸗Commiſſion bewilligt. Neben 
dieſen allgemeinen Bewilligungen ſind auch noch bei den Special⸗Etats ein⸗ 
zelne n 2 ſo daß ſich die Geſammtſumme 
überhaupt auf circa 2,500,000 Thlr. beläuft. — Hierbei wurden hauptſächlich 
die Unterbeamten bis zu den Räthen 2. und 3. Klaſſe berückſichtigt; jetzt nun 
handelt es ſich darum, auch die Beſoldung einiger höberer und höchſten 
eamten zu verbeſſern. Es kommt hierbei darauf an, das Einkommen dieſer 
Beamten jo zu fixlren, daß fie in den Stand geſetzt werden, die Pflichten zu 
erfüllen, welchen fie ſich nach ihrer Stellung im Leben und in der Geſell⸗ 
75 nicht entziehen können und dürfen. Es ſind hierbei im Ganzen ausge⸗ 
est 50,200 Thlr.; hierunter für die Staatsminiſter 18,000 Thlr. Die 
ce chen beziehen nämlich jetzt ein Gehalt von 10,000 Thlr. neben 
freier Wohnung; dies ſoll erhöht werden auf 12,000 Thlr. neben freier 


ohnung. 
Daß dies nöthig iſt, könn ; 

Mine ſchon vor dem Jahre 1834 12000 N bar 11 oo 
abre 1825 ab vermindert worden iſt. Sie hatten nämlich vor 1824 freie 
ohnung, mußten aber nun für diefe eine Mielhsentſchädigung don 

1200 Thir zahlen; ſpäter wurde ihnen die freie Wohnung wieder bewilligt, 

das Gehalt aber auf 10,000 Thlr. herabgeſeßt. — Für die Directoren 10 

den Miniſterien ſind nun Verbeſſerungen von I reſp. 300 Thlr. in Ausſicht ge 

nommen, wozu 10,900 Thlr. erforderlich find. Das Gehalt dieſer Beamten 
betrug bor 1824 ſchon 5000 Thlr., wurde aber fpäter auf 4500 Tölr. und noch fpäter 
auf 4000 Thlr. herabgeſetzt, wie es noch heute ſteht. Es iſt nun jetzt die Abſicht 
vorhanden, bafjelbe nicht einmal wieder auf den Betrag von 1824 zu erhöhen, ſon⸗ 
dern nur auf 4500 Thlr. — Wenn man nun bedenkt, daß ſich ſeit 1824 die Lebens⸗ 
berbältnifje außerordentlich geändert, der Werth des Geldes ſehr geſunken, die 
Miethen in Berlin auf das Doppelte geſtiegen find; wenn man ferner be⸗ 
e e 
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dieſen Beamten das zu 5 en 55 einer alltag Hug; 

haltung nothwendig it — Es find 155 ausgeſetzt für Gehaltsverbeſſerun⸗ 
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un Sie bedenken, m. H., daß dieſe { der Spitze 

der ee ltnig großer Bezirke ſtehen 3 8 5 F DE 

erſönlich in Beziehung treten müflen, um die Bedürfnisse und Wünſche der⸗ 

elben kennen zu lernen, was nötbig it, um eine wirklich gute und bortheil⸗ 

hafte Bertaltung, a 921 a auch die ntbigen Mittel ge⸗ 

e 5 er 

a was bis jeh nicht möglich geweſen. ichen Umfange erfüllen zu 

Für die Gehaltsverbeſſerung ber Unterbeamten ſind in 
geſezt worden 980,000 Thlr. Der Geſammtbedarf 

1,298,394 Thlr. Da aber für dieſes Jahr nicht fo viel Geld disponibel war 

ſoll die Gehaltserhöhung dieſer Beamten erſt mit dem 1. April k. 3 erfol⸗ 
en. Die Beſoldungen ſind reichlich bemeſſen und erhöht worden durch⸗ 

ſchnitlich um 50 Thlr. Für das Finanzminiſterium ſollen hiernach 
mehr gewährt werden 350,802 Thlr., für die große Zahl der Steuerbeam⸗ 
ten; für das Handels miniſtexium 461,870 Thlr. für die große Zahl der 

Poſte, Telegraphen⸗ und Eiſenbahn⸗ Beamten; für das Juſtizmini⸗ 

jterium 191,730 Thlr. für die grobe ahl der . ; für das 

Minifterium bes Innern 249,585 Thlr. hauptſächlich für Polizeibeamte 

und die Beamten an den Strafanſtalten. Die übrigen Ausgaben ver⸗ 

theilen ſich auf die anderen Miniſterien. — 36 Dame nicht, m. H., daß Sie 
aben. 

Duncker eingegangen, welcher 


Dieſe 


dieſem Jahre aus⸗ 
beträgt allerdings 


hierbei Grund zu irgend einer Bemängelung 
Es iſt nun hierzu ein Antrag des Abg. 
wünſcht, die hoheren Beamten don der 


ehaltsverbeſſerung auszuſchließen !t 


und dieſe Summe den Unterbeamten zuzuwenden. Mit Rückſicht darauf aber, 
m. H., daß die Unterbeamten ſchon zum zweiten Male erhebliche Ge⸗ 
haltsverbeſſerungen erhalten haben, die höheren Beamten aber noch gar nicht, 
iſt dieſer Antrag nicht für gerechtfertigt zu halten; und ich habe die Hoffnung, 
daß Sie in richtiger Würdigung des Umſtandes, daß die Beſoldung der 
höheren und höchſten Beamten feit 42 Jahren dieſelbe Höhe hat wie jetzt, der 
Werth des Geldes und die Lebenseinxichtungen ſich aber ſeit jener Zeit er⸗ 
heblich geändert haben, den Antrag des Abg. Duncker nicht annehmen, ſon⸗ 
dern die verlangten Poſitionen bewilligen. b 

Auf den Antrag der Abgg, v. Wedell und Caſſel, die im Jahre 1868 
die Vorlegung eines Normal⸗Etats wünſchen, bemerke ich, daß es keineswegs 
die Abſicht der Staatsregierung iſt, die Beſoldungsverbeſſerungen hiermit für 
abgeſchloſſen zu erklären; ſie wird vielmehr darauf Bedacht nehmen, ſo raſch 
als möglich den wirklichen Bedürfniſſen abzuhelfen, ſo weit es ihr die Mittel 
erlauben. Von der Forderung der Vorlegung eines Normal⸗Etats bitte ich 
aber Abſtand zu nehmen; denn es hat doch keinen Zweck, den Beamten Ge⸗ 
haltsverbeſſerungen in Ausſicht zu ſtellen, die nicht befriedigt werden, ſondern 
es iſt beſſer, ihnen ſo raſch als möglich etwas Reeles zu gewähren. Dazu 
kommt, daß ſich ja die Verhältniſſe ſehr ſchnell ändern, jo daß ein ſolcher 
Normal⸗Etat nicht lange dem wirklichen Bedürfniſſe entſprechen, ſondern in 
kurzer Zeit wieder abgeändert werden müßte; das lehrt die Erfahrung. Ich 
bitte deshalb, dieſen Antrag zurückzuziehen, da den Wünſchen der Herren An⸗ 
tragſteller durch dieſe Zuſicherung wohl genügt fein dürfte. ; 

Schließlich muß ich noch auf eine Aeußerung kurz eingeben die der Abg. 
Tweſten in der Generaldiscuſſion gethan hat, daß nämlich in den neu er⸗ 
worbenen Ländern und ſpeciell in Hannover die Beſoldungen höher wären 
als in Preußen, und daß in Folge deſſen in jenen Ländern Beſorgniſſe auf⸗ 
geſtiegen wären. In dieſen Tagen ſind mir nämlich in amtlicher Eigenſchaft 
Etats aus Hannover für das Jahr 1867 eingegangen, und da habe ich denn 
erſehen, daß die vom Abg. Tweſten ausgeſprochene Behauptung in vielen 
Punkten nicht zutrifft; ich will damit jedoch nicht geſagt haben, daß in an⸗ 
deren Verwaltungen dies richtig iſt. Ich habe einzelne Etatszweige mit 
einander verglichen. So enthält der Etat des Geſammt⸗Miniſteriums 
in Hanno ver für 28 Referenten in den Minifterien 42,000 Thlr., mit 
einem Maximalgehalt von 2200, im Durchſchnitt 1500; in Preußen beträgt 
das Maximum 3000, das Minimum 2200, der Durchſchnitt 2500 Thlr. 
Aehnlich iſt es bei den Subalternbeamten in den Miniſterien. In Han⸗ 
noper erhalten die Regiſtraturbeamien ein Maximum von 800 Thlr., im 
Durchſchnitt 600; in Preußen beträgt das Gehalt 8001600 Thlr.; im 
Durchſchnitt 1200 Thlr. Die Kanzliſten in den Miniſterien erhalten in 
Hannover ein Maximum von 800 Thlr.: im Durchſchnitt 500; in Preußen 
500 bis 900 Thlr., im Durchſchnitt 700. Die Reviſionsbureaubeamten 
(Calculatoren) erhalten in Hannover: der Vorſteher 1500, die Reviſions⸗ 
beamten ein Maximum von 800 Thlr.; in Preußen der Vorſteher 1600; 
die anderen Beamten 800 bis 1600 Thlr. Im ſtatiſtiſchen Bureau erhält 
in Hannover der Vorſteher 1200 Thlr., in Preußen 2500 Thlr.; in 
2080 Thale die Aſſiſtenten 1000 Thlr.; bei uns die Räthe 1000, 1200 bis 
2000 Thaler. 

Der Archivar erhält in Hannover 1000 Thlr.; die Archivräthe 800 Thlr; 
bei uns 1200, 1600—1800 Thlr. Aehnlich verhält es ſich mit dem Etat der 
Verwaltung der indirecten Steuern. Die Ober⸗Zolldirectoren erhalten in 
Hannover ein Maximum von 1300 Thlrn. im Durchſchnitt 1200 Thlr.; 
bei uns beträgt das Maximum 1700, der Durchſchnitt 1275 Thlr. Ebenſo 
verhält es ſich mit den unteren Steuerbeamten. — Der Abg. Tweſten hat 
alſo nicht Recht, wenn ich auch zugeben will, daß in einzelnen Verwaltungs⸗ 
zweigen ſeine Behauptung zutrifft. ; 5 

Ven dem Abg. Rohden iſt ein Antrag geſtellt, den Director der Abthei⸗ 
lung für die katholiſchen Kirchen⸗Angelegenheiten ſeinem evangeliſchen Collegen 
gleichzuſtellen und ihm ebenfalls eine Verbeſſerung von 500 Thlrn. zu ge⸗ 
w 


en. 

Der Präſident theilt mit, daß nach e 'ner Berechnung, die er veranlaßt, 
29,532 Unterbeamten von der Gehaltsverbeſſerung betroffen werden ſollen und 
zwar mit einer Durchſchnittserhöhung von 43 Thlrn. 22 Sgr. 

bg. Duncker: Der Herr Regierungs⸗Commiſſar hat mit Recht hervor⸗ 
gehoben, daß die Gehaltsverbeſſerung urſprünglich von Seiten der Rechten 
dieſes Hauſes angeregt worden iſt und daß dies Haus ſtets den Forderungen 
der Regierung in dieſer Beziehung bereitwillig nachgekommen iſt. Ebenſo 
erkenne ich mit ihm an, daß das Sinken des Geldwerthes ein 1 
Motiv auch für die Gehaltsverbeſſerung der oberſten Stellen iſt. ber dieſe 
ſollte erſt eintreten, wenn die Erhöhung im Allgemeinen durchgeführt iſt. 
Denn die Uebelſtände in den mittleren Beamtenkaſſen ſind noch weit ſchlim⸗ 
merer Natur. Ein Kreisgerichtsdirector erhält 1300 Thlr., ein Kreisrichter 
in Berlin 600 Thlr., während die Stadt ihre jüngſten Stadträthe mit 1400 
Thlr. anſtellt. Der Regierungs⸗Commiſſar hat die Pflichten, welche das Amt 
mit ſich führt, hervorgehoben, er meint die Repräſentationskoſten damit. Aber 
iſt es nicht dringender, die mittleren Beamtenklaſſen ſo zu ſtellen, daß ſie 
ihrer wiſſenſchaftlichen Weiterbildung obliegen und ihrer abe einen ſtan⸗ 
desgemäßen Unterhalt gewähren können? Außerdem iſt bei den höheren 
Beamtenklaſſen zu erwägen, daß ihnen eine Beihilfe ohnehin gewährt iſt in 
dem geringen Anſatz für ihre Dienſtwohnungen, da der Miethswerth ſchneller 
geſtiegen, als der Geldwerth geſunken iſt. Einige der hier bedachten Beam⸗ 
tenkategorien, z. B. die Regierungs⸗Vicepräſidenten, ſind ſchon vor einigen 
Jahren in ihrem Gehalte verbeſſert worden, und ſie ſtehen jetzt in abnorm 
begünſtigtem Verhältniß z. B. gegen den Berliner Polizei⸗Präſidenten und 
die Directoren der Oberrechenkammer, alſo einer Central⸗Behörde. 

Ob die Unterbeamten jetzt zum zweiten oder zum erſten Male in ihrem 
Gehalte verbeſſert werden, das iſt nicht die Hauptirage, ſondern ob die Ver: 
beſſerung auskömmlich iſt und das ſtelle ich in Abrede. Gerade auf dieſen 
Beamtenklaſſen ruht aber die ſchwerſte Pflichterfüllung und der gute Ruf des 
preußiſchen Beamtenthums iſt hauptſächlich auf ihre Integrität begründet, ſie 
haben überwiegend zu ſorgen für die Sicherheit von Leben und Eigenihum 
der Bürger. Der Redner Pest das an einzelnen Beiſpielen auseinander, z. B. 
der niederen Eiſenbahnbeamten mit ihren ſpärlichen Gehältern. Wenn der 
Regierungs⸗Commiſſar ſagt, es handle ſich nicht um ſchöne Etats, ſondern um 
eine ſchnelle Hilfe, ſo rat das für meinen Antrag, der jetzt bei der wach: 
ſenden Theuerung der Lebensmittel ein ſehr dringlicher iſt. Machen Sie — 
ſo ſchließt der Redner — den bedrängten Familien eine rechte Weihnachts⸗ 
freude, indem Sie meinem Antrage zuſtimmen. (Bravo!) 


Abg. v. Wedell: Es exiſtiren anerkanntermaßen große Mißverhältniſſe 
zwiſchen den Beamtengebältern, z. B. in der Juſtizverwaltung zwiſchen Gen: 
tral⸗ und Provinzialbehörden. Dieſen wird ein Normalbeſoldungs⸗Etat, wie 
wir ihn wünſchen, abhelfen. Da aber die Schwierigkeiten einer ſolchen Auf⸗ 
ſtellung auch mir einleuchten, fo ziebe ich den Antrag, jedoch nur für dieſes 
Jahr, zurück. Will man nachhaltige Hilfe, ſo iſt Beamtenverminderung noth⸗ 
wendig und dieſe hängt wiederum von einer Reorganiſation des Juſtiz- und 
Verwaltungsweſens ab, Zu dieſer muß die Regierung die Initiative ergrei⸗ 
fen und ich bitte fie, von dieſem Geſichtspunkte die Frage zu behandeln. Der 
Einwand, daß die Mittel nicht vorhanden, iſt nicht länger haltbar gegenüber 
den offenbaren Nothſtänden ganzer Beamtenklaſſen. 

Abg. Tweſten: Der Antrag auf Normaletat ſcheint mir ganz werthlos, 
wenn er nicht dazu führen ſollte, die vorgeſchlagene Gehaltserhöhung der 
oberſten Beamten abzulehnen, und da das nicht der Fall iſt, ſo überhebt die 
langer deſſelben auch jeder weiteren Erwägung. Unter den Subaltern⸗ 
Beamten, die hier in Rede ſtehen, vermiſſe ich ungern die Landbriefträger, 
wie denn überhaupt neben dem Juſtiz⸗Ctat gerade der Poſt⸗Etat am ſparlich⸗ 
ſten ausgeſtattet iſt. Die unteren Postbeamten, an welche man jetzt erhöhte 
Examenanſprüche macht, ſind ärmlich beſoldet und doch hängt von ihnen die 
Sicherheit des bürgerlichen Verkehrs in einem weſentlichen Zweige ab. Der 
Regierungs⸗Commiſſar hat auf die annectirten Länder hingewieſen, aber die 
preußiſchen Provinzial⸗Oberbeamten ftehen in höherem Gehalte, als die Central⸗ 
Behörden der Kleinſtaaten und man wird einen Miniſter der letzteren Art 
doch wohl mit einem preuß. nn vergleichen können. — Für den 
Duncker 'schen Antrag ſpricht der Umſtand, daß die Unterbeamten in dieſem 

ahre (der Etat für 1866 ſetzte 500,000 Thlr. zu dieſem Zwecke aus) die ihnen 
n Ausſicht geſtellte e ad, nicht erlangt haben und ſie deshalb 
im nächſten Jahre in um jo größerem Umfange 0 ſollten. Ich erkenne 
die Nothwendigleit der Gehaltserhöhung für die hohen Beamten an, aber ich 
glaube, daß dieſe Forderung um jo mehr auf das nächſte Jahr vertagt werden 
ann, da dann erſt für dieſe Centralbebörden die Erweiterung ihres Arbeits⸗ 


kreiſes durch den Zuwachs der neuen Länder eintritt. Gegen eine Erhöhung 
bin ich aber entſchieden, die der Reg.⸗Vicepräſidenten, welche gar nichts zu res 
räſentiren haben und mit dieſer Erhöhung über das Gehalt der Appellations⸗ 
Gerichts⸗Präſidenten hinausgreifen würden. 

Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz berichtigt, daß die Landbriefträger 
nicht zu den feſt angeſtellten Beamten, alſo nicht zu der bier in Rede ſtehen⸗ 
den . gehören. Uebrigens ſei auch ihrer gedacht. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: M. H.! Die Regierung iſt 
gegen das Amendement, welches zur Debatte ſteht. Sie giebt Alles, was 
die Herren, die für das Amendement geſprochen haben, über die Ver⸗ 
waltung geſagt haben, inſofern es ſich darum handelt, die Verbeſſerungen und 
Erhöhungen möglichſt ſchnell und allgemein eintreten zu laſſen, vollſtändig zu. 
Sie iſt der Anſicht, daß die Beſoldungsverhältniſſe, wie ſie jetzt bei uns be⸗ 
ſtehen, auf die Dauer ganz unhaltbar ſind und daß die geringen Beſoldungen 
für einen großen Theil der Beamten auch eine Gefahr in fi tragen. Wir 
würden alſo Alle, wie es ſcheint, derſelben Anſicht ſein und es würde gegen 
dieſe Erhöhungen gar kein Einwand zu erwarten ſein, wenn die disponiblen 
Mittel mit dem Bedürfniß gleichen Schritt hielten. Der Umſtand aber, daß 
das Bedürfniß allerſeits anerkannt wird, die Mittel aber nicht in ausreichen⸗ 
dem Maße flüffig find, führt zur Discuſſion darüber, wo mit den Verbeſſe⸗ 
rungen zuerſt anzufangen, wo damit fortzufahren und wo noch zu warten iſt. 
Das Natürlichſte iſt nun, daß das Urtheil über dieſe praktiſche Frage vom 
Miniſterium beantwortet wird. Uebrigens iſt es wohl ſelbſtverſtändlich, daß 
die Sache rein ſachlich anzuſehen und von den Perſonen der Miniſter, die auf 
dieſer Bank ſitzen, abzuſehen iſt. 

Wenn nun von hoher und niedriger Beſoldung die Rede geweſen iſt, ſo 
iſt das doch nur relativ; man kann hier wohl nur von höheren und niedri⸗ 
geren Gehältern reden; denn die Bezeichnung „hoch“ paßt doch nur dann, 
wenn das Gehalt allen Anforderungen, welche jedes Amt mit ſich bringt, in 
vollſtändig ausreichender Weiſe entſpricht, und das iſt im preußiſchen Staate 
bekanntlich irgends der Fall. (Heiterkeit. Ruf: Sehr wahr!) Ich glaube 
run aber auch nicht, daß man ſich auf den Standpunkt ſtellen darf: da es 
notoriſch ganz ſchlecht beſoldete Beamte giebt, ſo müſſe nun à tout prix mit 
dieſen der Anfang gemacht werden, ſondern es frägt ſich vielmehr, wo für 
den Augenblick das größte Bedürfniß, die Beſoldungen, mit den Anforderun⸗ 
gen des Amtes in Einklang zu bringen. Da kommt man denn ſehr leicht zu 
dem Schluß, daß dies gewiſſe Kategorien von höheren Beamten ſind. Es 
wird die Bemerkung, daß die Gerichtsbeamten dieſer Aufbeſſerung ihrer Ge⸗ 
hälter ebenſo bedürftig ſind wie die Verwaltungsbeamten, durchaus zugegeben 
und es beſteht auch im Miniſterium gar kein Zweifel darüber, der Hr. Juſtiz⸗ 
Miniſter iſt der wärmſte Befürworter dieſer Verbeſſerung, namentlich auch der 
Directoren; nur der Umſtand, daß jetzt nicht ſo viele Mittel disponibel zu 
machen waren, um gleichzeitig an Alles zu denken, hat dahin geführt, dieſe 
Klaſſen für dieſes Jahr noch zurückzuſtellen und zwar mit Rückſicht darauf, 
daß die Verwaltungsbeamten durch ihre häufigere Berührung mit dem Pu⸗ 
blikum eher in der Lage ſind, auf eine Erhöhung Anſpruch zu machen. Ich 
bemerke nochmals, daß darüber, daß auch eine Verbeſſerung der Juſtizbeam⸗ 
ten und namentlich der Directoren nothwendig iſt, gar kein Zweifel, beſteht 
und Sie werden die Beweiſe dafür in dem Etat für 1868 finden. 

In Betreff der höher beſoldeten Beamten fange ich nun mit den Miniſtern 
an, Ich bedauere ſehr, daß der Herr Finanzminiſter nicht anweſend iſt, der 
geſtern nach der Sitzung von einem heftigen Krankheitsanfalle befallen worden 
iſt; er würde ja am beiten im Stande ſein, Ihnen die Angelegenheit recht 
fachlich vorzutragen. (Heiterkeit) Wer die Stellung, in der wir find, einiger⸗ 
maßen kennen gelernt hat, der wird es wiſſen, daß die Summe von 10,000 
Thlr. hier völlig unzureichend iſt, um als Miniſter oder gar als verheirathe⸗ 
ter Miniſter hier zu leben. (Heiterkeit.) Wir find gendtbigt, in Beziehungen 
zu treten, daß es eben unmöglich iſt, damit zu exiſtiren. Und wenn hier bon 
der Repräſentation etwas wegwerfend geſprochen worden iſt, ſo muß ich ſagen, 
daß ich ſie gar nicht mehr als Luxus anſehe; fie iſt nach der Entwickelung 
unſerer ſocialen Vethältniſſe Bedürfniß und ſogar Pflicht geworden; denn fie 
iſt das einzige Mittel, um mit zahlreichen Perſönlichkeiten, die auf das Staats: 
leben von Einfluß ſind, in nähern Verkehr zu treten; und bei der großen 
Ausdehnung der Geſchäfte, die es nicht geſtattet am Tage ſtundenlang trau⸗ 
lich zu koſen, bleibt für wichtige Beſprechungen oft nur dieſe eine Form des 
Verkehrs übrig, die mit Repräſentation verknüpft iſt. Es iſt für den Herrn 
Miniſter des Auswärtigen ja auch eine beſtimmte Summe ausgeſetzt, um mit 
den Vertretern fremder Mächte in Beziehungen zu treten und für die übrigen 
Miniſter hat fi) das gleiche Bedürfniß herausgeſtellt nicht! blos in unſerem, 
ſondern auch in dem Intereſſe aller derer, die hierher kommen, um ernſte Ge⸗ 
ſchäfte zu erledigen. 

Ich glaube alſo, wenn von Ihnen erbeten wird, die Beſoldungen der 
Miniſter auf den Stand von 1824 zurückzuführen, ſo werden Sie darin kei⸗ 
nen Eigennutz und Bereicherungsluſt erblicken, ſondern einfach den Gedanken, 
daß der Staat ſeine Beamten in die Möglichkeit verſetzen muß, ihre Pflicht 
zu erfüllen. Wenn dagegen der Herr Abg. Tweſten ſagt, die Miniſter ſeien 
bereits jetzt Miniſter des vergrößerten Staats und deswegen müſſe abgewar⸗ 
tet werden, bis die neuen Landestheile dazu mitſprechen können, ſo möchte ich 
daraus gerade den umgekehrten Schluß ziehen. Man kann bei allen andern 
Kategorien ſagen: wartet ſo lange, bis aus dieſem Complex ein Ganzes ge⸗ 
worden iſt; für uns ift es bereits ein Ganzes. Und wenn Leute aus Hans 
nover, Heſſen oder Naſſau kommen, jo kann ich doch unmöglich jagen: war⸗ 
ten Sie, bis unſere Verfaſſungsurkunde bei Ihnen eingeführt iſt, dann werde 
ich Sie einladen (Heiterkeit), ſondern es iſt meine Pflicht, ſchon jetzt den Anz 
forderungen des Verkehrs mit ihnen zu entſprechen. — Für die Miniſterial⸗ 
Directoren gilt daſſelbe ganz in demſelben Maßſtabe. Die Geſchäfte nehmen 
um ſo mehr in Anſpruch, als die Miniſter ſehr durch die politiſchen Fragen 
beſchäftigt find (Hört!), die Geſchäfte a. weſentlich durch ihre Hände und 
ihre Stellung iſt ſehr arbeitsvoll. Schon deswegen iſt es wahrbafı ſchwer, 
einen Beamten dazu zu beſtimmen, dieſe Stelle anzunehmen. Die Herren 
befinden ſich als Regierungspräſidenten viel glücklicher; und wenn man ihnen 
alſo dann nicht ein Gehalt bieten kann, das ſie ſorgenfrei und auskömmlich 
leben läßt und ihnen vielleicht auch einmal eine Annehmlichkeit geitattet, jo 
——.— wir dazu kommen, daß Niemand mehr dieſe Stelle wird annehmen 
wollen. 

Was ſollte man machen, wenn dieſe Herren darauf drängen, in die Pro⸗ 
vinz zurückzugehen? Trotzdem aber iſt es doch unverkennbar nothwendig, 
ausgezeichnete Kräfte für dieſe Stellung zu gewinnen. — Die Oberpräſiden⸗ 
ten nun gar find wohl die allerſchlechkeſt geſtellten Beamten des preußischen 
Staates. Sie haben jährlich 6000 Thlr. alſo monatlich 500 Thlr. Dabei 
treten an ſie verhältnißmäßig dieſelben Anforderungen, wie an die Miniſter, 
da ſie von allen Bewohnern aller Klaſſen faſt fortwährend perſönlich beſucht 
werden. Sie ſtehen dem commandirenden General zur Seite, mit dem fie 
meiſt gleichen Rang und Stellung haben, während das Gehalt jener höher iſt. 
Vom Publikum aber wird darin gar kein Unterſchied gemacht; der Ober⸗Prä⸗ 
ſident iſt der böchſte Civil⸗, der commandirende General der höchſte Militär⸗ 
Beamte der Provinz. Man darf ihnen alſo nicht ein Gehalt ausſetzen, mit 
dem ſie abſolut nicht im Stande ſind, zu repräſentiren, und ſo ihre Stellung 
untergraben. Die meiſten der Herren werden gezwungen ſein, ſich von Ein⸗ 
wohnern zurückzuziehen, mit denen nähere Berührung ſehr erſprießlich wäre. 
Ich glaube, daß die beantragte Erhöhung viel zu gering iſt und nur deswe⸗ 

en nicht höher gegriffen werden konnte, weil die disponitlen Fonds für dies 
Jahr nicht ausreichten. — Was nun die Regierungs⸗Präſidenten betrifft, jo 
hoffe ich, daß der Einwand, der von den Gerichts⸗Präſidenten genommen 
wird, ohne Weiteres nach meinen Bemerkungen im Anfange wegfallen wird. 
Die Regierungs⸗Präſidenten waren Anfangs dazu da, um nöthigenfalls auch 
einmal die Stelle des Ober⸗Präſidenten zu vertreten. 

Die Entwickelung der Amtsthätigkeit dieſer letzteren bat aber einen ſolchen 
Umfang gewonnen, daß fie die Präſidialgeſchäfte fait ganz in die Hände der 
Regierungs⸗Präſidenten gelegt baben. Es iſt das nicht überall gleich; manche 
haben die Zeit noch dazu, andere nicht. Außerdem ſind ſie in ſeiner Abwe⸗ 
ſenheit ſeine Stellvertreter und es werden dann alſo noch ſtärkere Anforde⸗ 
rungen an ſie geſtellt. Wenn der Abg. Duncker aber ſagt, dann müßte we⸗ 
nigſtens auch der Polizei⸗Präſident von Berlin berückſichtigt werden, fo bin 
ich damit ganz einverſtanden; ich habe das ſchon früher beantragt, es iſt aber 
vom Hauſe abgelehnt worden. Die Laſt, welche durch eine hinreichende Be⸗ 
ſoldung der Beamten für das Budget erwächſt, iſt allerdings ſehr groß und 
die Verminderung der Zahl der Beamten wünſchenswerth. Wir haben ſehr 
viele Beamte und es ſoll unſer eifrigſtes Beſtreben fein, ihre Zahl moͤglichſt 
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meinte, das würde keinen großen Einfluß auf die Verminderung der Beam⸗ 
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man dafür kann, nämlich ſorgen, daß der Mann, der als Verfechter Preu⸗ 
ßens Amt und Brot verloren, ſetzt in preußiſches Amt und preußiſches 
Brot gelangt. (Bravo) Mißbilligen muß ich endlich noch das Schweigen] bitte Sie, jetzt der Unterbeamten zu gedenken und, da Zuſäze zum Etat 
Des Abgeordneten für Bielefeld gegenüber den Angriffen auf den jetzigen] nicht möglich ſind, dem Antrage Duncker beizutreten, damit kommen wir 
ene der, wie ſchon öfter — ſo bei dem Vertrage der Bergiſch⸗ gang, out und ordnungsmäßig aus der Sache. (Lebhafter Beifall.) 
rkiſchen Eiſenbahn, ebenſo wetzen des Abſchluſſes des Vertrages mit der egierungs⸗Commiſſar Geheimer Rath Mölle berichtigt gegen den Abg. 
Mindener Eiſenbahn — jo auch heute angegriffen worden iſt mit Bezug Waldeck, es ſeien allerdings auch Boten des Obertribunals für die Ge: 
auf Handlungen, deren Urheber nicht er, ſondern ſein Vorgänger im Amte war. halts⸗Erhöhung vorgemerkt und zwar 6 mit je 50 Thlr. (Hört! Hört! zur 
Abg. Dr. Wal deck: Meine Herren! Ich muß unvermuthet damit be⸗ Rechten.) 
ginnen, daß ich einen Nachfolger in meinem Amte als Vertreter für Bielefeld, Ein Schlußantrag wird angenommen, es folgen perſönliche Bemerkungen. 
wie ich ſelbſt ſo oft hier genannt worden bin, in dieſem Hauſe vertheidigen Abg. v. Vincke (Hagen): Der Herr Abg. Walde hat mich in den Be⸗ 
muß ge au we —.— . der auch zum Abgeordneten in diefem | merkungen, die er gegen mich richtete, mißverſtanden. Er ſprach mit einer 


Vorlage des nächſten Budget fein, wo die Vertreter der neuen Landestheile 


zu vermindern; wir hoffen gerade bei der Organiſation der neuen Provinzen 
mit rathen werden, vielleicht auch zur Aufſtellung von Normal⸗Etats. Ich 


dafür wirken zu können und Einrichtungen zu treffen, die wir auf die alten 
Provinzen zu übertragen gedenken, um eine Verminderung der Zahl der 
Beamten herbeizuführen. Aber ich habe es in andern Ländern erlebt: die 
Hoffnung, daß das verfaſſungsmäßige Leben, die Decentraliſation u. ſ. w. zu 
einer weſentlich durchgreifenden Verminderung der Beamtenzahl führen werde, 
iſt eine übertriebene. » 

Gerade weil das öffentliche Leben fo lebhaft wird, iſt eine faſt jtefige Ver⸗ 
mehrung der Beamten etwas viel Natürlicheres und namentlich die große Zahl 
der Eiſenbahn⸗, Steuer⸗, Poſt⸗, Polizeibeamten u. ſ. w. wird ſelbſt bei allem 
Seligobernment und bei allem Beſtreben, oben die Zahl der Beamten zu 
vermindern, in ſtetem Wa fen ſein. Aber troßdem ſoll unſer Augenmerk 
darauf gerichtet ſein, nicht blos im Hinlick auf die finanzielle Frage, Fordern 
auch auf die Verwaltung ſelbſt. Auch ich glaube, daß mit wenigen Beamten 
beſſer verwaltet wird als mit vielen, und daß es weſentlich darauf ankommt, 
lieber weniger gut beſoldete, einzeln ſtehende, ſich ihrer Verantwortlichkeit be⸗ 
wußte Beamte an beſtimmte Stellen zu ſetzen, als ſchlecht beſoldete Collegien, 
in denen jeder Beamte die Verantwortung auf den anderen ſchiebt, und die 
ohne Intereſſe an der Sache nur zur Verſchleppung des Geſchäftsganges bei⸗ 
tragen. In Bin Sinne 1 5 ich bei der bevorſtehenden Organiſation zu 
verfahren und, ſoweit es ſich durchführen läßt, das dort Erreichte auch auf die 
alten Provinzen überzuführen. (Bravo.) Te: 

Abg. Dr. Caſſel: Seit 1819 find die Gehälter ſtehen geblieben, wie eine 
Uhr. (Große Heiterkeit.) Als Herr v. Kleiſt⸗Tychow einen Normaletat bean: 
tragte, hatte man es mit einem Deficit zu thun, während wir gegenwärtig 
einen wahrhaft klaſſiſchen Etat vor uns haben. (Große Heiterkeit.) Dem 
Antrage Duncker können wir uns nicht anſchließen. Der Unterſchied zwiſchen 
Ober⸗ und Unterbeamten iſt ein ſehr lockerer; es iſt eigentlich gar nicht feſt⸗ 
zuſtellen, was ein Unterbeamter iſt. (Gelächter.) Nicht die Anſprüche, die 


1 5 kon erwählt worden iſt, wenn er auch gewiſſen Betonung von meinen gegenwärtigen politiſchen Freunden und 
allerdings die Wahl nicht angenommen hat. Ich begreife dieſe Art von Con⸗ nannte ſodann die Conſervativen. Wenn er ſich etwa einbilden ſollte, daß 
ſervatismus, wie der Herr Abgeordnete für Hagen ſie jetzt im Kampfe für ich conſervativ geworden ſei, ſo hat ihn doch ſein Scharfſinn diesmal ganz 
ſeine politiſchen Freunde entwickelt hat, ganz und gar nicht. Es iſt mir un⸗verlaſſen. Es iſt nur fo viel davon richtig, daß allerdings unter den Herren, 
erfindlich, wie ein Miniſter für ſeinen Nachſolger deshalb, weil er eben ſein die jetzt zur conſervativen Partei gehören, früher viele zu der meinigen ges 
Nachfolger in ſeiner Stelle iſt, wie ein Miniſter z. B., der ſelbſt 10,000 Thlr.] hörten; ich aber bin nicht conſervativ und werde es auch niemals fein, aber 
Gehalt batte und glaubt, daß es jetzt nicht an der Zeit ſei einem Miniſter jetzt ich werde noch weniger jemals demokratiſch ſein. Ebenſo ſind mir die Vor⸗ 
12,000 Thlr. Gehalt zu geben, einen beſonders zwingenden Grund haben foll, | würfe unbegreiflich, die er gegen mich wegen meiner Aeußerungen gegen ſei⸗ 
dem jetzigen Miniſter nun dieſen Poſten zu bewilligen! (Bravo!) Das iſt doch nen Herrn Nachfolger — wie er mit einiger Emphaſe ſagte — gerichtet hat. 
die Frage, die bier vorliegt und darum wollte ich überhaupt bitten, wir bleiben Ich habe die Abſtimmungen des Abg. v. Bodelſchwingh um fo weniger mei⸗ 
dabei ſtehen. Darum handelt es ſich, nicht um den Prof, Pauly, nicht um] nen konnen, als derſelbe ja, jo weit mir erinnerlih, gegen den Lasker'ſchen 
den preußiſchen Staat, den uns das Mitglied für Teltow in jo kübnen Rede⸗] Antrag geſtimmt hat. Ich babe den Herrn Abgeordneten nur aufge⸗ 
figuren vorgeführt hat, nicht von den Beamten, inſofern dieſe Säulen des fordert, ai eigene frühere Verwaltung zu vertreten und der Regierung 
preußiſchen Staates find, iſt die Rede, ſondern es handelt ſich um den ein⸗ in ſolchen Fragen zu aſſiſtiren. Inwiefern dasjenige, was ich als Wunſch in 
fachen Gegenſatz: ſollen wir 50,000 Thlr. für die höchſten Beamten bewilligen] Bezug auf Prof. Pauli vorgetragen, mich in Widerſpruch ſetzen ſoll mit meis 
und den niedrigſten Beamten, die nach allen Zugeſtändniſſen es durchaus] nen frühern Anſichten, das iſt mir unerfindlich. Das wäre nur der Fall, 
mter d di nöthig haben, entziehen; das ift die Frage, die zu entſcheiden if. Das iſt] wenn ich die Schaffung einer neuen Profeſſur für Herrn Pauli beantragt 
der Beamte macht, ſondern die, die man an ihn ſtellt, müſſen als Maß auf- eine Frage, worin ſich die Parteien nicht ſcheiden ſollten. hätte und das iſt nicht geſchehen. Wenn ich endlich den Spruch: dat Galenus 
geſtellt werden. Deshalb muß man Rückſicht nehmen auf die mittleren und! Wie aber der jetzige Herr Abg, für Hagen und der gewählte Abg. für] opes falſch citirt haben ſoll, fo hat ihn der Herr Abgeordnete doch wörtlich 
oberen Beamten, der Anſprüche wegen, die man an fie macht in Beziehung] Bielefeld, dem wirklichen Abg. für Bielefeld; meinem Nachfolger, hat vorwer⸗ | ebenfo citirt. 
auf ihr innerliches geiſtiges Leben, ihre Häuslichkeit, die Erziehung ihrer fen können, daß er in der Köln⸗Mindener Frage nach ſeiner Ueberzeugung Abg. Caſſel: Der Abg. v. Vincke hat mir mit ſeinem Vorwurf Unrecht 
Söhne und Verſorgung der Tochter. (Große Heiterkeit.) Meine Herren, das] geſtimmt hat, ebenſo wie er bei der Frage über die Berathung des Budgets gethan. Ich glaube nichts dem Profeſſor Pauli Ungünſtiges geſagt zu baben, 
iſt allerdings ein ſehr weſentliches Moment, ich berufe mich dabei auf die ſich nicht hat von ſeiner Partei leiten laſſen, ſondern von feiner Anſicht, wenn ich erwähnte, daß er den Schwaben den Vorwurf der zu großen Wirths⸗ 
Autorität eines angeſehenen Mitgliedes des linken Centrums, den Herrn Doctor] das ift mir vollſtändig unerfindlich. (Bravo!) Ich muß zur Ehre des jehie | häuslichkeit gemacht babe. 

Lette. (Schallendes Gelächter) Die Aermlichteit des Gehaltes für die unte⸗ gen Abgeordneten für Bielefeld ſagen, daß er in feiner früheren Amtsſtellung Abg. v. Boden ch wingh: Ich war vorhin nicht im Saale, als meine 
ren Beamten will ich wohl zugeben, doch entſteht manche Noth nicht in Folge ſchon in einer ganz ähnlichen Lage geweſen iſt. Es war für die Durchfüh⸗]Perſon in die Discuſſion verflochten wurde und habe alſo nur die letzten 
des kleinen Gehaltes, ſondern ſolcher Uebelſtände, wie fie jetzt den Profefior |rung der Grundſteuer in dem damaligen Manteuffelſchen Miniſterium. Es] Worte der Rede des Abg. v. Vincke gehört und das, was er jetzt ſagte. Es 
Pauli aus Tübingen vertrieben haben. (Unruhe links) Das iſt die Abnei⸗ hielt an dieſer Frage feſt und wollte nicht die Hand bieten zu entgegengefeß« | liegt mir, glaube ich, nicht ob, hier zu erörtern, was ich früher Sr. Majes 
umg gegen die Häuslichkeit, das iſt die Neigung für Wirthshäuslichkeit, das ten Maßnahmen. Dieſe Art von Anſicht über den Miniſterialismus übers | jtät gerathen habe und was nicht. Meine Aufgabe hier iſt nach meiner Aufs 
ih die Noth am Sinn für ideales Leben, Noth am Sinn für Bildung und | bietet alle conſervativen und miniſteriellen Standpankte, die jemals in ver faſſung vielmehr, daß ich mir über die vorliegenden Fragen eine Ueberzeu⸗ 
Geiſt, welche ein alter Philoſoph die Noth an der Sorge für die unſterbliche Welt al 800 ſind. — Nachdem ich für meinen Nachfolger dieſe Vorwürfe] gung bilde und demgemäß mein Votum abgebe und da hat Niemand ein 
Seele genannt hat. Man foll nicht ſagen, Geld iſt Macht, Geld iſt Bildung, abgelehnt habe, da er ſelbſt jetzt nicht zum Wort kommen kann, [fo will ich jetzt] Recht, mich zu verdächtigen. Ich habe nach meiner Anſicht nicht nöthig, jetzt, 
aber die Beamten müſſen Geld haben, um ſich Geiſt und Bildung zu erwer⸗ für meine eigene Perſon ſprechen, und ich habe da im Detail dem ſehr wenig] wo ich durch das Vertrauen meiner Wähler zum erſten Male auf dieſem 
ben. Die vom Herrn Miniſter in Ausſicht geſtellte neue Organiſation, glaube binzuzufügen, was meine Herren Vorredner geſagt haben. Der Herr Abg. 
ich, wird wohl noch einige Zeit auf ſich warten laſſen; denn in jo großen] Rohden hat ſich mit Recht ſchon auf die Ausführungen der Herren Abgg. 
Zeiten, wo die Spannung auf die Zukunft vorhanden iſt, da ſchafft man nicht Duncker und Tweſten bezogen. Wenn eine Staatsregierung zugiebt, daß 
mit Ruhe und Geduld Werte, die ein Menſchenalter dauern ſollen. Es iſtſ eine viel größere Summe, als die gegenwärtig im Etat nicht blos in dieſer 
ja überhaupt jetzt eine Zeit der Bewilligungen en bloc, und es ſchadet das Nachweiſung, ſondern im Hauptetat bei dieſer Poſition ausgeſetzte Summe 
nicht, wenn es zum Heile des Vaterlandes geſchieht. 5 nothwendig ift für die Gehaltsverbeſſerung der Unterbeamten, d. h. der Boten 
Abg. Rohden: Die Regierungs⸗Präſidenten und Vicepräſidenten find und der ihnen ähnlichen und gleichſtehenden Perſonen in der Hierarchie der 
bedeutend berbeſſert worden, von den gleichſtehenden Beamten der Juſtiz nur] Beamten —, wenn man dies zugiebt, dann muß ich doch geſteh n, daß dann 
ſehr wenige. Die Beamten der mittleren ſind eben ſo wenig wie die der un⸗ die Großen, die Hohen ſo lange warten müſſen, bis dieſe Kleinen in ihrem 
teren Kategorien verbeſſert worden. Doch auch andere Mißverhältniſſe liegen Bedürfniß befriedigt find. (Sehr richtig!) 
vor. So iſt das Gehalt der Miniſterial⸗Directoren auf 4300 Thaler erhöht; Wir müſſen und können alſo meiner Meinung nach und haben die drin⸗ 
die Stelle dagegen des Directors der katholiſchen Kirchenangelegenheiten im] gende Verpflichtung dazu, wir müſſen dieſen, den Unterbeamten nämlich, die 
Cultusminiſterium iſt bei der alten Dotirung von 4500 Thaler geblieben. volle Summe ſichern, die der Etat auswirft. Der Etat, der Haupt: 
Warum iſt dieſe Stelle nicht gleich den übrigen dotirt? hat fie nicht biejelbe | Etat, nennt Niemanden. Die Nachweiſung knappſt den niederen Beamten 
Bedeutung wie die der übrigen Miniſterialdirectoren? Ich glaube, Sie wer⸗ 5000 Thlr. ab, die ihnen zukommen würden nach der ganzen Vertheilung und 
den ihr dieſelbe doch beilegen, wenn auch leider dieſe Abtheilung bisher nur zwar vom 1. Januar 1867 ab. Ich beziehe mich auf die Ausführungen des 
mit drei ſtebenden und einem Hilfsarbeiter verſehen iſt. Für die Zukunft] Herrn Abgeordneten Duncker; wozu knappſt man den Unterbeamten ab, da⸗ 
wird dieſe Abtheilung noch mehr zu vertreten haben. Ich bitte Sie daher mit die Herren Miniſter und Miniſterial⸗Directoren, damit die Präſidenten 
für meinen eventuellen Antrag 2 rm falls der Antrag Duncker nicht] und Vice⸗Präſidenten jetzt ſchon vom 1. Januar ab, das volle Gehalt bekom⸗ 
angenommen wird. Der Herr Miniſter hat die Frage aufgeworfen, wo man men können? Ich will das ja auch nicht ſtreiten und der Herr Abg. Duncker 
mit der Verbeſſerung der Gehälter anzufangen habe. Ich glaube nun vorhat es auch nicht gethan — man müßte das Einzelne Alles durchgehen — 
Allem, daß dies Haus in der Beurtheilung derſelben ſich volle Competenz | man kann es im Allgemeinen zugeben, auch dort ſind wobl Erhöhungen nöthig, 
beilegen darf und ſich nicht durch die Entſcheidung des Miniſteriums beſtim⸗ aber eine Noth iſt nicht vorhanden. (Sehr richtig!) Da berufe ich mich 
men zu laſſen hat. Denn wir haben zu unterſuchen, für wen wir bewilligen] auf diejenigen Herren, die Miniſter geweſen find, wir haben ja eine Zahl hier 
ſollen. Und da muß ich aus vollſter Ueberzeugung für das ſtimmen, was in unſerer Verſammlung: ſie find ausgekommen. Der Herr Minifter des 
die Be Duncker und Tweſten beantragt haben. Innern hat die 15 in einer Art behandelt, die mir — ich kann wohl ſagen 
ie Beſoldungsverhältniſſe, die in jenem Antrage in's Auge gefaßt wer⸗] — wehe gethan hat. Jean richtig!) 5 ; 
den, betreffen namentlich ſolche Kategorien von Beamten, welche uriprünglich Ich habe, obgleich ſeine Rede neulich bei Gelegenheit der geheimen Fonds 
Militärs waren. Da lege ich Ihnen denn dringend an's Herz, wenn die Auf- ſchon ein Vorſpiel gab, daß auch dieſer Ton wieder eingeſchlagen werden e 
rechterbaltung der jetzigen Heeresverfaſſung nicht auf dieſem Wege einen gro: | würde gegen das Abgeordnetenhaus, — ich habe mich doch gewiſſermaßen] trum, die nationale Fraction insgeſammt, die Polen, das Centrum, Präſident 
en Schaden erleiden ſoll, für den Antrag des Herrn Duncker zu ſtimmen. | verlegt und gekränkt gefühlt, daß man eine Frage, wo es ſich durchaus nicht v. Forckenbeck, von der Rechten und den Altliberalen die Abgeordneten Ha 
enn die Unteroffiziere find ein weſentliches Element der Armee, man ge⸗ um Perſonen handelt, ſondern um wichtige große Principien, daß er die auff apfel, Grundmann, v. Quadt, v. Kneſebeck⸗Ruppin u. A.; dagegen jtimmt 
winnt dieſelben durch Capitulation und durch Ausſicht auf Civilverſorgung.] den perſönlichen Boden hat führen wollen. Ich will auch nicht darauf ein: conſervative Partei und die Altl beralen mit einzelnen Ausnahmen und die 
Wollen Sie daher einen tüchtigen Unteroffizierftand erzeugen, fo verbeſſern] gehen, daß es mir einerlei, ob ein Miniſter verheirathet oder nicht verheirathei | Minister. Der Antrag ift mit 156 gegen 137 Stimmen angenommen. 
Sie die Gehälter der Unterbeamten. Ich erwähne ferner die Gerichts⸗Execu⸗iſt, ob ein Verheiratheter mehr braucht als ein Unverheiratheter, worüber man Es folgen nunmehr „Einmalige Ausgaben“, für das Münzweſen 
toren. Die geringfügige Beſoldung derſelben bewirkt aber, daß Jeder, der] perſchiedener Meinnung fein kann. So viel mich wenigſtens das Leben in der] 50,000 Thlr.; dieſe Poſition wird ohne Debatte genehmigt. Damit iſt der 
kleine Forderungen executiviſch eintreiben muß, durch die Erecutoren dieſelben] Welt gelebrt hat, habe ich immer gefunden, daß ein Unverheiratheter oft viel] Etat des Finanzminiſteriums erledigt. *. 
nur mit vieler Schwierigkeit erlangen kann. Wollen Sie alſo eine Vermeh⸗] mehr braucht, als ein Verheiratheter. (Sehr wahr.) Ich will nicht reden von] Das Haus geht nunmehr zur Vorberatbung des Etats des Ministeriums 
rung der Capitulanten in der Armee, m. H., und wollen Sie eine prompte] Repraſentationskoſten und alledem. Ich bin gan; der Meinung, unſere Ge- für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten über. Die Einnahmen deſſel⸗ 
Ausführung gerichtlicher Verfügungen, fo ſprechen Sie ſich für den Antrag | haͤlter in allen Branchen vom Hoͤchſten bis zum Niedrigſten müßten jo ein: ben im Jahre 1857 beruhen auf Beiträgen zur Unterhaltung der Straßen, 
des Herrn Duncker aus. 1 : gerichtet fein, daß eine anſtändige Lebensweiſe dadurch ermöglicht iſt. (Sehr] Canale, Brücken, Waſſerleitungen u. 1. w. (8138 Thlr.), auf dem e 
Abg. v. Binde (Hagen): Ich habe mich eigentlich nur wegen einer Bes richtig.) Sind fie nicht jo eingerichtet, jo kommt man in das Syſtem honoris] der giegelei zu Joachimsthal (21,565 Thlr.), auf der Ruhrſchifffabrts⸗ und 
merkung des Abgeordneten für Waldenburg zum Worte gemeldet, in ſeiner | causa, wie jener von dem Herrn Abgeordneten v. Binde nicht ganz richtig] Ruhrhafen⸗Verwaltung (135,600 Thlr.) und auf Mietben und Pachten von 
cilirte Vers: dat Galenus opes, dat Justinianus honores, andeutet, den die 
Gloſſe zum corpus juris richtiger giebt. Dieſes Princip iſt das ariſtokratiſche; 
es iſt nicht das richtige in conſtitutionellen Staaten. Der conſtitutionelle Staat 
nach liberalen Principien verlangt allerdings, daß der Beamte nach ſeinen 
Talenten und nach der Art und Weiſe, wie er ſich durch Fleiß und ſonſtige 
Application — wie es in der Gerichtsordnung heißt — fäbig gemacht hat 
auch zu den höheren Stellen gelangt und das iſt das altpreußiſche wahre und 
gute Princip geweſen. 5 b 
Dabei kommt es nicht auf die Reichen an, ſondern häufig gerade auf die 
Armen, die auch in der Regel in der Jugend und im Mannesalter weit mehr 
Stimulus haben zur Thätigkeit. Daher iſt die Erfahrung nicht ſelten, daß 
gerade ſie zur größten Befähigung im Staatsdienſte gelangen. Ich wünſche 
alſo, daß Jeder anſtändig von ſeinem Gehalte leben kann. Dieſer Begriff iſt . 
aber ſehr derſchieden. Ich erinnere Sie an die Abhandlung in den patrioii- ter Wege, der Waſſerw rte, Brücken, Fähren, Dienſtgebäude u. ſ. w. (33,880 
ſchen Phantaſten von unſerem großen weſtfäliſchen Lundsmanne Zuftus Möier: | Thlr. mehr als ım v. , 629,390 Thlr. für Strom⸗Reaulirungen und 
„Johann konnte nicht leben“, Es hieß immer, Johann kann nicht leben. Hafenbauten (unverändert wie im v. J), 2,525,850 Thlr. zur Unter⸗ 
das gerade ift ein beklagenswerther Fehler des Kleiſt⸗Tychow'ſchen Antrages | Zuletzt kam Johann in's Zuchthaus, da konnte er leben. Ungegründete An [haltung der Staaid:Chauffeen (13.500 Thlr. mehr als im p. NR zur 
eweſen. Daſſelbe Gefühl des Neides aber, glaube ich, kann durch dieſe Ver: | jprüce dieſer Art darf keine weiſe Regierung, auch keine Volksvertretung bes | Belohnung und Unterstüzung der Chauſſee⸗Aufſeher und ihrer Hinterbliebenen 
and lung hier im Hauſe veranlaßt werden und inſofern halte ich auch dieſe] rückſichtigen. Aber es muß auch die Volksvertretung — und das ſage ich dem 26,719 Thlr. (1157 Zhle mehr als im v. J), für Chauſſee⸗Neubauten 
Debatte hier für nicht recht am Orte. Herrn Miniſter des Innern gegenüber — Richter darüber, fein und nicht die] wie im v. J. 1.000,00 Thlr., Zuſchuß für die Bau⸗Akademie wie im v. J. 
Was die bon dem Mitgliede für Saarbrücken erwähnte Vergleichung der] hoben Beamten allein. Sie mögen uns Ihre Bedürfniſſe, wie es ja auch ge⸗] 8500 Thlr. Zur Förderung des Handels und der Gewerbe wie im 
Stellung der Juſtiz⸗ und der Verwaltungsbeamten anbetrifft, jo müſſen allers ſchehen iſt, hier vortragen, aber Richter darüber find zuletzt wir, und die] v. J. 136,000 Thlr, nämlich für allgemeine Zwecke 57,800 Thlr., zur Unter⸗ 
dings meiner Anſicht nach dieſe beiden großen Branchen inſofern gleichgehal⸗] Fähigkeit, darnber zu urtheilen, die traue ich jedem Menſchen zu, der in den haltung der Gewerbe⸗Akademie in Berlin 46,400 Tolr., der techniſchen Lehr⸗ 
ten werden, daß den Angehörigen keiner von beiden Beranlafjung zum Ge: Berhältniffen des gewöhnlichen Lebens irgendwie bewandert iſt. Das Reſultat] Anſtalten in den Provinzen 32,000 Thlr., 124 Beſten der inländischen Rhe⸗ 
fühl der Zurückſetzung gegeben wird. Nach der Erklärung des Herrn Mini⸗ſ iſt alſo, die höheren Stellen, fie mögen reprä entiten oder nicht, müſſen warten.] verei 100 Thlr., Nicht wiederkehren in dieſem Titel die im v. al ausgeſetz⸗ 
ſters jedoch liegt dazu ja auch keine Veranlaſſung vor. Im Allgemeinen] Ich weiß nicht, was für Tugenden man immer an den preußiſchen Beamten] ten 4300 Thlr. zur Förderung der Rheinschifffahrt und des Aheingandels. 
aber glaube ich, wenn es ſich um die Kategorien der höchſten Beamten han⸗ rühmt, in dem Augenblicke, wo man ihnen kein Geld geben will. (Heiterkeit.)] Die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben für das J. 1867 
delt, muß man inſofern eine gewiſſe Billigkeit walten laſſen, daß man, wenn Es iſt von einer großen Genlgſamkeit geſprochen, die den Beamten zur] ſind 1,400,000 Thlr. für Lands und Warjer: Neubauten und öffentliche Arbeis 
man bon dem veränderten Werth des Geldes ſpricht, eine Vermehrung um] Ehre gereiche. Fragen Sie den Boten einmal nach der Genügiamteit, Wie ten (582,000 Thlr. mehr), Zuſchuß zum Chauſſee⸗Neubaufond 400,000 Thlr. 
einen gewiſſen Procentſatz dei allen Gehältern, alſo nicht zum wenigſten] lange baben die Boten bei den Untergerichten auf 120—180 Thlr. geſtanden!] (200,000 Thlr. mehr als im v. J), Koſten für die Pariſer Aus ſtellung 
auch bei dieſen eintreten laſſen ſollte. Die vom Herrn Miniſter in Ausſicht] Wie oft habe ich hören müſſen: „Was will der Mann? der hat ja das große] von 1867: 103,000 Thlr., in Summa 1,903,000 Thlr. (885,000 Tylr. mehr 
geſtellte neue Organiſation begrüße ich mit Freuden, wenn er dabei jedoch] Gehalt von 180 Thlr.“ Niemand frug danach, wie viele dieſer Beamten] als im v. J). EEE Va 
wegen der unbollitändigen Beſoldung, während ſie zugleich die Gerichtskoſten Der Special⸗Etat des Handelsminiſteriums zerlegt die obigen Sum⸗ 
erheben mußten, der Caſſation nothwendig in die Arme fielen, und zwar ge⸗ men in die einzelnen Positionen, aus denen folgende hervorzuheben find; Ger 
diente und ehrenhafte Soldaten und Unterofſiziere, denen man dieſen Sold] halt des Miniſters 10,000 Thlr., zur baulichen Unterhaltung des Dienſtgebäu⸗ 
ausgeworfen hat und die, weil fie das Geld erhoben und in Händen hatten, | des, Wilhelmsſtraße 79, und zur Ergänzung des Inventariums der Dienſt⸗ 
an der Verſuchung zu Grunde gingen. Iſt denn da von Genügſamkeit die] wohnung des Ministers 2000 Thlr., darunter 35) Thlr. zur Unterhaltung des 
Rede, wenn Einer nicht leben kann, wenn Einer das Holz nicht hat, um im] Pflanzen Conſervatoriums wie im d. J. Die Gewerbe⸗ und Bauverwaltung 
Winter ſeiue Stube warm zu machen, der das Eſſen nicht auf den Tiſch jtel-[in den Provinzen wird geführt von 42 Reglerungs⸗ und Bauräthen 
len kann und der dennoch Frau und Kinder zu ernähren hat, freilich mit Hilfe] (4 1200-1800 Thlr.), 12 Ober⸗Bau⸗Inſpectoren (à 1000—1200 Thlr.) mit 
der Frau? Wer ſpricht da von Genügſamkeit! In jener Aufitellung fehlt] Einſchluß des Pbeinſchifffahrts⸗Inſpectors in Koblenz, 140 Bau⸗Inſpectoren 
noch viel. Vom Ober⸗Tribunal iſt kein Bote aufgeführt, obgleich fie es] (5 800 — 1000 Thlr.), darunter zwei Hafen⸗Bau⸗Inſpectoren in Pillau und 
ſehr noͤthig haben. Was erlangen wir aber nun? Das Bedenken, wir] wemel. Aus den Erläuterungen heben wir folgende Detalls bervor: 
anzu \ machten jo einen unerlaubten Zuſatz zum Etat, theile ich nicht, obwohl ich] Eine fünfte Bau⸗Inſpectorſtelle für die Land, und Waſſer⸗Bau⸗Verwaltung 
nicht entgegentreten, obgleich ich ſolche Hervorhebung eines einzelnen Standes dieſe Theorie immer vertheidigt habe. Wir ſetzen ja aber nichts zu. Im] dei der Miniſterial⸗Bau-Commiſſion hat errichtet werden müſſen, da die Ges 
r nicht wohlgethan halte; ich wollte dafür einen anderen Stand hervor Hauptetat find 1,030,200 Thaler aufgeführt; bewilligen wir dieſe Summe, ſchäftslaſt, insbeſondere durch den Hinzutritt des Spandauer Schifffahrts⸗ 
eben, das find unſere zahlreichen Kreisrichter, die das Rechtsgefühl im Volke aber ändern wir die Ueberſchrift! Wir fügen eine Kategorie „für Unter: | Cunalg, ſehr vermehrt iſt. Ferner war die Errichtung don zwei Hilfsarbeiter⸗ 
berbreiten und, wenn dieſes gerade in Preußen zum Siege gekommen, fo|beamte” zu und verhindern jo, daß dieſen die 50,200 Thaler abgeknappſt] (Landbaumeiſter⸗) Stellen beim Polizei⸗Präſidium in Berlin, bei welchem bis⸗ 
aben wir das nicht am wenigſten unſeren Kreisrichtern zu verdanken. n ber drei Local⸗Baubeamte, zwei Bau⸗Inſpectoren und ein Landbaumeiſter, 
Rs Abgeordnete hat dabei eines Abweſenden erwähnt, des Profeſſors Pauli, fungirten, ein dringendes Bedürfnſß, da eine wirkſame Controle der Pribat⸗ 
der von ſeiner gegenwärtigen Regierung auf eine unter jeder Kritik ſtehenden trag bauten hinſichtlich der im Bau⸗Eclaubnißſcheine vorgeſchriebenen Ausführung 
Weiſe herumgemaßregelt worden iſt, well er den ſüddeutſchen Wahlereien ent⸗ Lon denen iſt aber in dieſem Augenblick nicht die Rede. Nehmen Sie den bei der fortſchreitenden Erweiterung Berlins mit den bisher vorhandenen Ars 
gegengetreten. Die Art aber, wie der Herr Abgeordnete dies getbanı, kann ich beitskräften unmoglich wurde. . . 
nur im höchſten Grade mißbillige;n nein, wenn man den Namen hier im Die Erxi En ElbfirombausDirectorftelle in r 
Hauſe nennt, ſo muß man ihn nur in Ehren nennen und muß thun, was mit 1500 Thlr. wird durch die Vermehrung der Schifffahrt auf der 


Sitze mich befinde, überall das Wort zu ergreifen. Mit meiner früheren 
Verwaltung wird meine Abſtimmung niemals im Widerſpruch ſtehen. Auch 
in der jetzigen Frage werde ich nach meiner Ueberzeugung und, obwohl dieſe 
Poſition nicht von mir vorbereitet worden iſt, für dieſelbe ſtimmen. (Der Ruf: 
Keine perſönliche Bemerkung! und die darauf gerichtete Mahnung des Prä⸗ 
ſidenten ſchneiden die weitere Ausführung ab.) h 
Abg. Waldeck: Bei dem Votum, von dem ich genen den Abg. v. Binde 
ſprach, habe ich nicht die Köln⸗Mindener, ſondern die Weſtfäliſche Bahn im 
Auge gehabt. Was den lateiniſchen Spruch betrifft, ſo habe ich hier nicht 
weiter in die Sache eingehen wollen, weil das eben lateiniſche Sachen ſind 
(Heiterkeit), aber allerdings ſteht der Spruch in der Gloſſe ganz anders. 
(Die Correctur wird durch den Ruf: Keine perſönliche Bemerkung! übertönt.) 
Daß die Boten des Obertribunals auch bedacht ſind, das hatte ich freilich 
überſehen, aber .... (Keine perfönliche Bemerkung!) = 

Abg. v. Binde: Ich bedauere, den Abg. Caſſel in der That mißverſtan⸗ 
den zu haben. Die Vorwürfe, gegen welche der Abg. v. Bodelſchwingh ſich 
vertheidigt, habe ich ihm gar nicht gemacht; was ich gejagt habe, das will 
ich 17 nicht mehr wiederholen. ; 

bg. Duncker: Auch ich bewundere mit dem Abg. v. Vincke, daß die 
Unterbeamten trotz ihres fpärlihen Gehalts ihre Pflicht fo treu erfüllen 
(Reine perſönliche Bemerkung.) - 

Man kommt zur Abſtimmung, für welche von Seiten der Rechten Namens» 
Aufruf beantragt iſt. Der Präſident glaubt, daß er über den Antrag Duncker 
dunn abſtimmen laſſen ſolle, dagegen protejtirt der Ae Michaelis. Eine 

enderung des Titels, ſagt er, ohne 5 der 1 fe iſt keine 
Bewilligung, ſondern eine Petition des Hauſes, für die ich nicht ſtimmen kann. 
Das Haus entſcheidet jedoch mit allen gegen 3 Stimmen (Michgelis, John, 
Röpell) für den Vorſchlag des Präſidenten und der Namendaufruf beginnt. 
Für das Amendement Duncker ſtimmt die Fortſchrittspaxtei, das linte Cen⸗ 


fiscaliſchen Orundſtücken, Grasnutzungen u. ſ. w. in Summa 207,238 Thlr., 
um 733 Thlr. mehr als im Jahre 1866. — Die fortdauernden Ausgaben 
betragen 6,858,238 Thlr. um 53,060 Thlr. mehr als im vorigen 79 7 
darunter 194,950 Tolr. für das Miniſterum (2700 Thlr. mehr als im Jahr 
1866, durch eine Mebrausgabe von 2700 Thlr. für Beſoldungen), 753,679 
Thlr, für die Handels-, Gewerbe: und Bau⸗Verwaltung in den Provinzen 
(5723 Thlr. mehr als im Jahr 1866) hauptſächlich in Folge einer Erhöhung 
der Beſoldungen und Entſchädigungen der Regferungs⸗ und Bauräthe, der 
Bau⸗Inſpectoren und Baumeiſter um 9140 Thlr., der jedoch verſchiedene 
Erfparungen, fo von 6507 Thlr. an perſönlichen Ausgaben für Beamte der 
Handels⸗ und Gewerbe⸗Verwaltung in den Provinzen, gegenüberiteben. 

Es folgen 6000 Thlr. zur Unterjtügung der Wittwen und Waiſen von 
Beamten dieſes Nefforts, 1,576,790 Thlr. zur Unterhaltung unchauſſir⸗ 


Entgegnung auf die Aeußerungen des Regierungs⸗Commiſſars. Seine Be⸗ 
hauptung hinſichtlich der hannoverſchen Beamten⸗Verhältniſſe it richtig, aber 
nur in Bezug auf die Amtsmänner und Amtsrichter; ſonſt jedoch irren 
ſich beide, namentlich, wenn fie die dortigen Obergerichtsräthe unſeren Kreis⸗ 

erichtsräthen gleichſtellen, während dieſelben eigentlich die Stellung unſerer 
Aopellatiensgerichts⸗Mälhe einnehmen. Die hannoverſchen Obergerichte bilden 
eine Mittelbehörde, 2 unſere Appellationsgerichte, und inſofern glaube 
ich, war dieſer Vergleich nicht ganz richtig. In Bezug auf die Sache ſelbſt 
muß ich bedauern, daß das Haus, allem paxlamentariſchen Uſus zuwider, die 
Erhöhung des Etats ſelber beantragt; ich habe immer die gegentheilige An⸗ 
ſicht vertreten und bin der Anſicht, daß dies nothwendig iſt, damit wir den 
Verdacht von uns abwehren, als ob wir hier unſere Sonder ⸗Intereſſen ber: 
träten. Was die von der anderen Seite des Hauſes beantragte Aufſtellung 
eines Normal⸗Etats anbetrifft, ſo meine ich, werden gerade durch einen ſolchen 
weitgehende, unbeſtimmte Hoffnungen erweckt werden, deren unausbleibliche 
Folge Unzufriedenheit und Ungenügſamkeit in der Beamtenwelt ſein wird; 


ten ausüben, fo hat er doch eins überfehen, nämlich das Heer von Kanzlei⸗ 
und Regiſtratur⸗Beamten, deren Menge nur eine Folge unſerer bureaukrati⸗ 
ſchen Verwaltung ift; fo lange dieſelben noch beſtehen, wünſche ich ihnen na⸗ 
tärlich alle möglichen Verbeſſerungen, aber in der Folge werden wir auf die⸗ 
ſem Gebiete doch viel ſparen können. . 

Hier nur noch einige kurze aphoriſtiſche Bemerkungen. Ich ſtimme in das 
Lob ein, das der Herr Abgeordnete für Saarbrücken dem preußiſchen Beam⸗ 
3 gemacht hat, daß kein Culturſtaat in ganz Europa einen ſo ehren⸗ 
vollen Beamtenſtand aufzuweiſen hat; wenn dabei von dem Abgeordneten für 
Teltow namentlich der Stand erwähnt wurde, dem ich früher die Ehre hatte, 

gehören, nämlich die Landräthe, ſo will ich natürlich dieſem Zeugniſſe 
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Folge der feit dem 1. Juli 1863 eingetretenen Ermäßigung der Elbzölle 


motivirt. Damit iſt die Inſtandhaltung des Fahrwaſſers und eine kräftige] b 


Handhabung der Schifffahrtspolizei mehr als früher geboten. Strombau⸗ und 
Schifffahrtspolizei ſollen in eine Hand gelegt werden, welche Einrichtung ſich 
beim Rheinſtrom⸗Bauweſen bewährt hat. Es iſt daber eine Elbſtrom⸗Bauver⸗ 
ame in Magdeburg unter Leitung des Oberpräſidenten der Provinz Sach⸗ 
fen errichtet worden und foll ihm als Techniker ein Baurath beigegeben wer: 
den, der die Strombau⸗Director⸗Geſchäfte wahrzunehmen hat. Zu Tit. 13 
(unchauſſirte Wege, Brücken u. ſ. w.) wird bemerkt, daß 690, reſp. 1500 Thlr. 


genen das Vorjahr wegfallen dadurch, daß die Unterhaltung der Schillings⸗ 


süche auf die Stadt Berlin übergegangen iſt und die der bereits theilweiſe 
abgebrochenen Stadtmauer Berlins aufhört. 
Zunächſt kommen zur Berathung die Einnahmen des Etats der Verwal⸗ 


tung für Handel, Gewerbe und Bauweſen; ſie werden in Summa von 


207,238 Thlr. ohne Debatte genehmigt. 
Es folgen die fortdauernden Ausgaben. Titel 1, 2, 3 und 4 (Be⸗ 


ſoldungen, perſönliche Ausgaben, fächlihe Ausgaben und Unterhaltung des 


Dienſtgebäudes für das Miniſterium) werden ohne Debatte genehmigt. 

Zu Tit. 5 (Beſoldungen der Regierungs⸗ und Bauräthe ꝛc.) nimmt das 
Wort Abg. Schmidt (Randow): Zur Errichtung einer Elbſtrombau⸗Di⸗ 
rector⸗Stelle in Magdeburg find neu angefegt 1950 Thlr.; ein Rhein⸗ 

chifffahrts⸗ Director exiſtirt ſchon lange. Ich werde nicht dagegen 
immen, möchte aber die Frage an die Staatsregierung richten, ob man nicht 
A. dieſelbe Sorgfalt für die Bedürfniſſe der Oder verwenden zu müſſen 
glaubt. > 

Reg.⸗Commiſſar Mac Lean: Die Frage wegen der Oder ift von der Res 
gierung ſchon häufig in Erwägung gezogen worden; die große Ausdehnung 
derſelben hat aber gleiche Einrichtungen, wie bei den anderen Strömen, nicht 
für wünſchenswerth erſcheinen laſſen. Hintenangeſetzt iſt dieſelbe keineswegs 
worden, ſondern man hat die einheitliche Leitung der Oder⸗Verwaltung vom 
Ministerium direct aus geleitet und ein Regieruagsrath hat die Oder alljähr⸗ 
lich bereiſt, um die dortigen Bedürfniſſe zu ermitteln. 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Ich bin einer ähnlichen Einrichtung für 
die Oder durchaus nicht entgegen; man iſt damit bis jetzt jedoch auf Schwie⸗ 
rigkeiten geſtoßen, da der Lauf derſelben viel länger iſt und die Verhältniſſe 
überhaupt ganz anders liegen. Sobald die Sache hinreichenv untexſucht ist, 
werden wir auch hier die erforderlichen Einrichtungen treffen; die Errichtung 
der neuen Stelle eines Elbſtromdirectors erſchien uns jetzt aber unerläßlich. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc beantragt, die Debatte über die beiden in 
Betreff der Oderregulirung eingebrachten Anträge mit dieſer Debatte zu 
verbinden. — Der Präſident giebt dieſem Wunſche jtatt, — Es find nämlich 
folgende Anträge geſtellt worden: 

1) Von den Abgg. von Bethuſy⸗Huc und von Kardorff: „Das 
Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die königliche Staats⸗Regierung 
aufzufordern, dem nächſten Landtage einen Plan zur Negulirung der Oder 
nebſt Koſtenanſchlag vorzulegen und die nach demſelben auf das Jahr 1868 
fallende Koſtenquote in dem Etat für dieſes Jahr auszubringen.“ 

2 Von dem Abg. Laß witz: „Das Haus der Abgeordneten wolle be⸗ 
chließen; die königliche 3 aufzufordern, die Regulirung der 

der raſch und einheitlich bewirken zu laſſen und dem Landtage ſchleunigſt, 
ſpäteſtens aber in der nächſten Seſſion eine Vorlage zu machen — über die 
zweckmäßigſte Weiſe, in welcher die Oder in kürzefter Friſt vollſtändig ſchiffbar 

emacht werden kann, welche Mittel dazu erforderlich ſind, und dieſe im näch⸗ 
fen Staatshaushalts⸗Etat in Anſatz zu bringen. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc;: Die Provinz Schleſien hat zu wiederholten 
Malen eine hervorragende Stelle in der preußiſchen Geſchichte geſpielt; Bres⸗ 
lau, die Hauptſtadt der Provinz, war auch die einzige größere Stadt, welche 
vor Ausbruch des Krieges keine winſelnde Friedens adreſſe erließ, ſon⸗ 
dern die im Gegentheil Angeſichts der ihr beſonders drohenden Gefahr muthig 
und entſchloſſen auftrat und ibre e mit dem preußiſchen 
Staat documentirte. Sie verlangt dafür keine Anerkennung; ſie hat ihre 
Schuldigkeit gethan; aber ſo viel kann ſie wohl verlangen, daß das, was für 


andere Provinzen gethan wird, auch für ſie geſchieht. (Redner geht darauf 
8 auf die Nothwendigkeit der Oderregulirung ein und befürwortet ſeinen 
ntrag 


Abg. Schmidt (Randow): Die Friedens⸗Adreſſen hatten ihre volle Be⸗ 
rechtigung vor dem Kriege; als aber der Krieg eingetreten war, hat Schleſien 
nicht mehr geleiſtet als andere Provinzen. Die Anſprüche, die der Vorredner 
onft in Betreff der Oderregulirung macht, find allerdings vollſtändig gerecht. 
ertigt; überhaupt bleibt auf dieſem Felde noch ſehr viel bei uns zu thun 
und es wäre wohl intereſſant, vom Herrn Handelsminiſter zu erfah⸗ 


lebt wie es mit den vielfachen Strombau⸗Projecten, dem Nordoſtſeecanal ꝛc., 


Abg. v. Vin cke (Hagen) ſpricht gegen die vorliegenden Anträge, da andere 


Fade wie die Weſer, nicht weniger vernachläſſigt wären. Es genüge, den 
andelsminiſter darauf hinzuweiſen, daß in Zukunft mehr Mittel darauf ver⸗ 
wandt werden. 

Handels miniſter Graf Itzenplitz: Der Nordoſtſee⸗Canal iſt vollſtändig 
veranſchlagt und man iſt ſchon in Berathung darüber getreten, wie die dazu 
erforderlichen Mittel, einige 30 Millionen, beſchafft werden ſollen; ebenſo iſt 
der Rhein⸗Weſer⸗Canal ſowie der Weſer⸗Elbe⸗Canal ſchon 
veranſchlagt und alle Projecte unterliegen einer genauen Prüfung. Ich 
verwende hierbei gleiche Sorgfalt auf alle Provinzen und werde auch 
die Angelegenheiten der Oder nicht aus dem Auge verlieren. Die An⸗ 
ſichten über die Frage, wie dem Waſſermangel derſelben abzuhelfen 
iſt, find aber ſehr verschieden; fo weit ich es bis jetzt beurtheilen kann, iſt eine 
Einengung und Concentrirung des Stromes hauptſaͤchlich erforderlich, und 
bierauf find ſchon ſeit 10 Jahren bedeutende Summen verwandt worden. Das 
will ich nur noch bemerken, daß, ſoweit es die gerechte Vertheilung der hiefür 
disponiblen Fonds auf die einzelnen Provinzen zuläßt, ich der Oder und der 
2 Schleſien meine beſondere Aufmerkſamkeit zuwenden werde. (Bravo 


Der anden Stavenhagen übernimmt den Vorſitz. 5 
Der Antrag auf Schluß wird angenommen. Es folgen perſönliche Be⸗ 
Abg. Jung: Ich dachte über dem principi t 
Jung: piellen Kampf wegen der bud⸗ 
gr Regierung wäre ſeit der Indemnität die Shreitart [ea uns be: 
raben. Wenn aber Graf BerhufysHuc die Friedensadreſſen erwähnt und 
e winſelnde nennt, ſo kann ich, der ſolche zuerſt und vielfach veranlaßt, das 
nicht unerwidert laſſen. — Keiegsfurcht iſt dem preußiſchen Volk gewiß überall 
fremd; wenn der größte Theil deſſelben dennoch Fliedensadreſſen beitrat, fo 
war es kein Winſeln, ſondern der männliche Gedanke: Von einem geſetzloſen 
Miniſterium wollen wir nicht regiert, am wenigsten in einen großen Krieg 
gejährt 1 8 fin f 
9. v. Kardorff zieht darauf in feinem und des Grafen Bethuſy⸗Huc 
Namen ihren Antrag zurück und ſchließt ſich dem des Abg. Tapi u. 5 
Regierungs⸗Commiſſar Maclean erklärt dieſen letzteren nicht für aus⸗ 
We * Acußerung einen Antrag auf Wiedereröffnung der Debatte 


„Abg. v. Binde widerspricht dieſer Erneuerung der Debatte, indem er die 
u u ihne Commiſſare dahin zu inftruiren, daß ſie in Zukunft 
5 1 
ae Seiten 0 — 3 nicht mehr ſprechen möchten. (Widerſpruch auf 
erungs⸗Commiſſar Maclean weiſt darauf hin, daß er an einer an⸗ 
— gar nicht zu Wort über den Antrag Laß witz habe kommen 
Abgeordn. Ziegler bemerkt nach Wiederaufnahme der Debatte: nicht auf 
5 Opfermuth der Provinzen kame es an; Schlefien habe den Gedanken des 
ih zuerſt mit vollſter Friſche ergriffen, aber damit nur feine verdammte 
icht und Schuldigkeit gethan. Sondern darauf komme es an, ob die 
erwendung großer Mittel zur Schi barmachung eines Nudel auch wirklich 
reiche. Im vorliegenden Falle unterſtate er den Antrag Laßwitz. Dem Han⸗ 
Baldwin ter entge mne er, daß ſich die von ihm empfohlene Einengung des 
zn at bewährt habe. — Der Schluß der Debatte wird jetzt endgiltig 
0. 8 dee nn dd den Ag 
4 . ethuſy⸗Huc: Wenn ſich der Abg. Jung den Ruhm vindieirt, 
die Friedensadreſſen veranlaßt zu haben, ſo wird —— er mit ihm 
er Meine Bemerkung war 92150 allgemein und griff Niemand 
perſon ich an. Den Ausdruck „preußiſches Volk“ habe ich gar nicht gebraucht 
. — wenigſten konnte es mir einfallen, ihm den Vorwurf der Feigheit zu 


Abg. Jung: Ich appellire an das Haus, ob es nicht eine Provocation 
war, wenn der Abg. Graf Bethuf be en Ausdruck „winſelnd“ gebrauchte, 
da er doch wußte, daß im Hauſe Mitglieder ſind, welche die Friedensadreſſen 
Saen haben un BU aus ernfihaften principiellen Gründen, nicht aus 
riegsfürcht. Abg. Graf Bethuſy⸗Huc. Für die Adreſſen habe ich mein 
Beiwort gebraucht, das ich zurückzuziehen keine Veranlaſſung habe. Ob Mit: 
glieder des Hauſes an ihrer Abfaſſung Theil baden, geht mich nichts an. 
Der Antrag Laß witz wird darauf mit ſehr großer Majorität angenom⸗ 
men und der Tit. 5 im Ganzen genehmigt. Der Ruf nach Vertagung wird 
laut, erliſcht aber wieder, ſobald Präſident v. Forckenbeck den Vorji wieder 


3111 
e und die Verſammlung nur noch um eine Viertelſtunde Geduld 
tler, 


Tit. 6—12 werden ohne Debatte genehmigt. Zu Tit. 13 (Unterhaltung 
unchauſſirter Wege u. ſ. w.) nimmt Abg. Kantak das Wort, um das In⸗ 
tereſſe des Handelsminiſters auf die Bedürfniſſe der Weichſel⸗ und 
Warthe⸗Schifffahrt zu leiten, deren gründliche Prüfung der Handelsminiſter 
verſprach. Abg. Lette will die Beſeitigung der Wehre, um den freien Ver⸗ 
kehr auf den Waſſerſtraßen zu fördern. 

Zu Tit. 14 (Strom⸗Regulirung und Hafenbauten) bemerkt Abg. v. Den 
zin, daß der Ausbau der Oſtſeehaͤfen und ein Handelshafen am Ausflufle 
der Newa nothwendig ſei. Abg. Harkort erinnerte an die Bedürfniſſe der 
Ruhrſchifffahrt. Der Handelsminiſter verheißt dem erſteren Redner, daß 
nach vollendetem Ausbau der Hafen von Kolberg, Rügenwalde und Stolp 
auch die Erfüllung ſeines Wunſches in Ausſicht ſtehe. Abg. Hauſchteck 
weiſt auf die Verſandung des Seeweges nach Straljund hin. — Tit. 14 wird, 
die ff. bis 18 genehmigt. 

Bei Tit. 19 (zu allgemeinen Handel und gewerblichen Zwecken) erinnert 
Abg. v. Vincke (Hagen) daran, daß in den Herzogthümern die beſtehende 
hohe Gewerbeſteuer auf die im Zollverein geltenden Sätze zurückgeführt werde. 

Zu Tit. 21 (Techniſche Lehranſtalten) regt Abg. Gärtner eine Reform 
der Gewerbe⸗Akademie an und ſchlägt ihre Vereinigung mit der Berg⸗ und 
Bau⸗Akademie vor. Der Handelsminiſter erſucht den Redner, ihm ſeine 
Wünſche in einem Promemoria zu formuliren. 

Sämmtliche Tit. bis 22, ſowie die außerordentlichen Ausgaben werden 


ohne Debatte genehmigt. 

Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. (T.⸗O.: Etat des 
Miniſteriums der Pian und des Innern. ür die T.⸗O. der Sonnabend⸗ 
ſitzung ſchlägt der Präſident den Geſetzentwurf, betreffend die Einverleibung 
der Herzogthümer, vor und will einer Anregung des Abg. v. Vincke gemäß 
— von der möglichen Anweſenheit des Miniſterpräſidenten abhängig 
machen. 


= Berlin, 28. Nov. [Zur Cavallerie⸗Reorganiſation.] Der 
ſtriegsminiſter hat dem Abgeordnetenhauſe folgende Erläuterung zum Militär⸗ 
Etat für 1867, betreffend die angeſtrebte Vermehrung der Cavallerie, zugehend 
laſſen. „Nach dem Plane für die Reorganiſation der Armee lag es in der 
Abſicht, jedem Provinzial⸗Armee⸗Corps 6 a eee zu 4 Escadrons 
zuzutheilen und dafür die Stämme der vorhandenen 2 Garde⸗ und 32 Pros 
F und der 8 Reſerve⸗Landwehr⸗Escadrons 
aufzulöſen. — 

Nach Maßgabe der vorhandenen Mittel hat bisher nur die Neu⸗Errichtung 
von 2 Garde⸗ und 8 Linien⸗Cavallerie⸗Regimentern zu 4 Escadrons, ſowie 
ſpäter die Verſlärkung von 8 Linien⸗Cavallerie⸗Regimentern um je 1 Esca⸗ 
dron, alſo die Errichtung von 8 fünften Escadrons ſtattgefunden. Die For⸗ 
mation von Regimentern aus dieſen 8 fünften Escadrons unterblieb aus Er⸗ 
ſparniß⸗Rückſichten. — Für dieſe Neu⸗Formation find, 2 Garde und 20 Pro: 
vinzial⸗Landwehr⸗Cavallerie⸗Regimentsſtämme, ſowie die Stämme der 8 Reſerve⸗ 
Landwehr⸗Escadrons aufgelöſt worden. — en Vollendung der Formation 
der Cavallerie nach dem erwähnten Reorganiſationsplane fehlten ſomit noch 
24 Escadrons oder unter Hinzurechnung der beſtehenden 8 fünften Escadrons 
noch 8 Linien⸗Cavallerie⸗Regimenter, deren Errichtung nach Maßgabe der be⸗ 
reiten Mittel feiner Zeit zu beantragen ſich die königliche Staats⸗Regierung 
bisher vorbehalten hatte. Mit dem Inslebentreten dieſer noch manktrenden 
Cavallerie⸗Formationen ſollten dann die beſtehenden 12 Landwehr⸗Cavallerie⸗ 
Regimentsſtämme zur Auflöſung gelangen. — Die Formirung dieſer 24 Es⸗ 
cadrons und die Errichtung dieſer 8 Regimenter würde einen Koſtenaufwand 
von 988,950 Thlr. oder nach Abzug der durch das Eingehen von 12 Land⸗ 
wehr⸗Cavallerie⸗Regimentsſtaͤmmen entbehrlichen 40,349 Thlr. eine Mehraus⸗ 
gabe von im Ganzen 948,601 Thlr. verurſachen. — Wenn nun in dem dies⸗ 
jährigen Etat in Stelle der Koſten für die oben erwähnten Sang an⸗ 
dere Anſaͤtze erſcheinen, welche die Errichtung von 40 neuen Escadrons A 142 
Mann und 137 Pferde unter e ene Herabſetzung ſämmtlicher beftehen: 
der 200 Escadrons auf die gleiche Stärke bezwecken, jo findet dieſe veränderte 
5 in Nachſtehendem ihre Begründung. — Der Pferdebeſtand der 

aballerie im Frieden enthält Jahr aus Jahr ein eine Anzahl von Pferden, 
welche für den Feldgebrauch nicht tauglich ſind, weil ſie entweder wegen vor⸗ 
geſchrittenen Alters den Anſtrengungen eines Feldzuges nicht mehr gewachſen 
erſcheinen oder weil ſie als Remonten noch nicht hinlänglich rittig ſind. Nach 
der bisherigen Einrichtung wurden nun dieſe Pferde an eine im Falle der 
Mobilmachung zu errichtende Erſatz oder Depot⸗Escadron abgegeben und bei 
den Feld⸗Escadrons durch im Lande aufgekaufte Augmentations⸗Pferde erſetzt. 
Das Ankaufen dieſer Augmentations⸗Pferde, der Transport zur Truppe und 
ihre Ausrüſtung nahm ſelbſtverſtändlich eine geraume Zeit in Anſpruch, um 
welche die Marſchbereitſchaft der Truppe demgemäß hinausgeſchoben wurde. 
Andererſeits wurde die Kriegstüchtigkeit der Cavallerie durch dieſe dienſtunge⸗ 
übten Augmentations⸗Pferde weſentlich geſchmälert, und endlich beſtand der 
größte Theil des Pferdeabganges erſabrungsmäßig aus Augmentations⸗Pfer⸗ 
den. — Dieſen hervorragenden Uebelſtänden wird begegnet, wenn bereits im 
Frieden eine fünfte Escadron als Depot⸗ oder Erſatz⸗Escadron beſteht, welche 
die Abgaben der Nen ict San aufzunehmen und durch vollig dienſtbrauch⸗ 
bare Pferde zu erſetzen im Stande ik. Durch die Formation der fünften 
Escadrons würde alſo der dreifache Vortheil einer ſchnelleren Kriegsbereit⸗ 
ſchaft, einer erhöhten Kriegstüchtigkeit und eines geringeren Abganges zu er⸗ 
zielen fein. — Die Koſten der beabſichtigten 40 neuen Escadrons belaufen ſich 
nach Abrechnung der durch Auflöfung der 12 Landwebr⸗Cavallerie⸗Regiments⸗ 
ſtämme erſparten Summe von 40,394 Thlr. auf im Ganzen 1,068,456 Tylr. 
Bringt man hiervon in Abrechnung, was die vollſtändige Durchfübrung der 
urſprünglich intendirten Cavallerie⸗Formationen gekoſtet hätte, nämlich 948,601 
Thlr., ſo ergiebt ſich für die jetzt beabſichtigte Maßregel eine Mehrausgabe von 
nur 119,855 Thlr., eine Summe, welche zu dem augenſcheinlichen Vortheile 
in keinem Verhältniſſe ſteht. — Bemerkt wird noch ſchließlich, daß die Redu⸗ 
cirung der ſämmtlichen Escadrons um 6 Mann und 6 Pferde (das zuläſſige 
Minimum) aus Erſparniß⸗Rückſichten beabſichtigt wird.“ x 

= [Ueberfiht der in Folge Vergrößerung des Staatsgebietes 
ſtattgefundenen reſp. beabſichtigten militärifhen Neu⸗Forma⸗ 
tionen,] deren Koſten pro 1867 im Betrage von pptr. 10,000 000 Thlr. 
aus den Staatseinnahmen der neuerworbenen Landestheile gedeckt werden. 
Nach Maßgabe der Erweiterung des Staatsgebietes und der dadurch zuge⸗ 
wachſenen Seelenzahl ſind auf Grund der für die beſtehende Armee giltigen 
1 jedoch unter Berüdfihtigung der zur Vertheidigung 

eutſchlands mit heranzuziehenden Contingente der norddeutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten, errichtet worden:; 3 General⸗Commando's, 6 Diviſions⸗Commando's, 
10 Infanterie⸗Brigade⸗Commando's, 6 Capallerie⸗Brigade⸗Commando's, 
16 Infanterie⸗Regimenter zu 3 Bataillonen, 3 Jäger⸗Bataillone, 16 Cabal: 
lerie⸗Regimenter, 3 Feld⸗Artillerie⸗Regimenter mit zuſammen 12 e 
ſtäben, 29 Fuß⸗Batterien und 9 reitenden Batterien, 2 Feſtungs⸗Abtheilungs⸗ 
ſtäbe mit 12 Feſtungs⸗Compagnien, 3 Pionnier⸗Bataillone, 3 Train⸗Bataillone 
und 22 Landwehr⸗Bataillonsſtämme. . Se 

Anmerkung. Als maßgebend für das Bedürfniß der drei errichteten 
Armee⸗Corps iſt die bisher für die alten Armee⸗Corps giltige Ordre de 
bataille feſtgehalten worden, alſo für jedes Armee⸗Corps 1 General⸗Com⸗ 
mando, 2 Diviſions⸗Commando's, 4 Infanterie⸗Brigade⸗Commando's, 2 Ca⸗ 
vallerie⸗Brigade⸗Commando's, 9 Infanterie⸗Regimenter, 1 Jäger⸗Bataillon, 
6 Cavallerie⸗Regimenter, 1 Feld⸗Artillerie⸗Regiment mit 12 Fuß⸗ und 3 reiten 
den Batterien, 1 Pionnier⸗Bataillon und 1 Train⸗Bataillon. — Die Zahl der 
Feſtungs⸗Artillerie iſt nach Maßgabe der binzugetretenen Plätze und die der 
Landwehr⸗Bataillone nach der Zahl der Lanzwehr⸗Bezirke bemeſſen, welche für 
die neu erworbenen Länder erforderlich ſind. — Wenn die normale Ordre 
de bataille von 3 Armee⸗Corps durch die Einganas ſpecificirten Neu⸗Forma⸗ 
tionen nicht erreicht ift, fo wird hierbei bemerkt, wie es in der Ahſicht liegt, 
die Contingente der verbündeten Staaten zur Completirung der Corps auf 
die volle Stärke mit zu verwenden. — Entſprechend der Verſtärkung der 
Armee um 3 Armee⸗Corps muß auch eine angemeſſene Erweiterung des Per⸗ 
ſonals der Central⸗Behörden und der Militär⸗Adminiſtrationen, ſowie auch 
eine Vergrößerung reſp. Vermehrung der ſämmtlichen Militär⸗Unterrichts⸗ 
Anſtalten und des Generalſtabes eintreten. Auch iſt in Folge des Hinzutritts 
einer Zahl größerer Orte und feſter Plätze die Vermehrung der Gouverneur⸗ 
und Commandantenſtellen und der Stellen für Artillerie, und Ingenieur⸗ 
Offiziere ger Plätze erforderlich. Letztere Erweiterungs⸗Maßregeln ſind theil⸗ 
weiſe ausge⸗ führt, theils in der Ausführung begriffen. 

Thurn und Taris’fhes Poſtweſen.] Wie bekannt, iſt man 
jetzt von preußiſcher Seite bemüht, die Thurn: und Taxisſche Postverwaltung, 
in den zum norddeutſchen Bunde gehörigen Ländern zu beſeitig n und das 
Poſtweſen nach einheitlichen Grundſätzen zu regeln. Wir erinnern hierbei, 
daß ſchon zu Anfang dieſes 8 das 3 7 jenes ſogenannten 

rivilegiums der Fürſten von Thurn und Taxis ſtark in Zweifel gezogen war. 
n dem Gebiet des Königreichs Weſtfalen und den Ländern der deutſchen 
heindundsfürſten war die Thurn⸗ und Taxisſche Poſtverwaltung factiſch be⸗ 
feitigt. Bei dem Wiener Congreß bemühte ſich natürlich jene Familie lebhaft 
um die Erhaltung ihrer vermeintlichen Gerechtſame und fand gerade in der 
Billigkeitsliebe unſeres Friedrich Wilhelm III. einen Stützpunkt und eine 
günſtige Wendung ihrer Verhältniſſe Am 15. Mai 1815 war folgendes kö⸗ 


dern in Abſicht auf die 


Bat. Nr. 3, Schulz, Hauptm. von der 2. 


nigliche Cabinetsſchreiben an die Frau Fürſtin von Thurn und Taxis gerich⸗ 
tet worden: 


„Durchlauchtige Fürſtin, Freundlich liebe Muhme und Schwägerin! 

w. Durchlaucht und Liebden werden ohne Meine Verſicherung überzeugt 
fein, daß Ich nach den freundſchaftlichen Geſinnungen, die Ich Ihnen widme, 
ſehr geneigt bin, für Sie und Ihr Haus Alles zu thun, was möglich iſt und 
Recht und Billigkeit fordern. Ich werde daher in den Mir angefallenen Län⸗ 
N oſten, welche dem Hauſe Taxis nach dem Reichs⸗ 
deputationsſchluſſe von 1803 verſichert ſind, keine Veränderung vornehmen, 
ohne demſelben eine Entſchädigung deshalb zuzuerkennen. Was die dem ge⸗ 
dachten Haufe: während der proviſoriſchen Verwaltung überlaſſenen Poſten am 
linken Rheinufer Nun o werde Ich die dabei obwaltenden Umftände einer 
genauen Prüfung unterziehen und bis dahin daſſelbe im Beſitz jener Po⸗ 


ſten laſſen. 

Wien, 15. Mai 1815. Ich verbleide zc. : 

- Friedrich Wilhelm.“ 

Nur der preußiſchen Verordnung ift der Artikel 17 der Bundesacte zuzu⸗ 
ſchreiben, der die Conſervirung des Taxisſchen Poſtweſens enthält. — Ein 
—.— Entwurf zur Bundesacte vom 1. Mai 1815 enthält im § 12 die 
Beſtimmung wegen Abſchaffung jener Privilegien gegen Entſchaͤdigung. — 
Im Allgemeinen ſind Autoritäten der Anſicht, daß Preußen weder im ahre 
1815 zu einer Entſchädigung an die Familie Thurn und Taxis berpfl ichtet 
war (Herrſchaft Krotoſchin) noch heute jene Familie ein Aquivalent bean⸗ 
ſpruchen könne. 


[Militär⸗Wochenblatt.] Peters, Hauptm. von der 1. Ing.⸗Inſp., 
zum Adjut. der 2. Ing.⸗Inſp., unter Verſetzung zu dleſer Inſp., b. Woyna, 
Hauptm. von der 2. In.⸗Inſp., zum Comp.⸗Commdr. im Brandenb. Pionn.⸗ 

ng.⸗Inſp. zu Mitgliedern der 
Prüfungs⸗Commiſſion für Hauptleute und Pr.⸗Lts. ernannt. Müller I., 
Pr.⸗Lt. vom 2. Niederſchleſ. de Nr. 47, zur Dienfil. bei des Fürften 
zu Hohenzollern⸗Hechingen Hoheit, Gen. der Inf. und Chef ves genannten 
Regts. commandirt. Gr. v. Balleſtrem, Sec. Lt. von der Cab. 1. Aufg. 
2. Bats. (Brieg) 4. Niederſchleſ. Landw. Regts. Nr. 11, im ſtehenden Heere, 
und zwar als Sec. Lt. im Drag.⸗Regt. Nr. 15 angeſtellt. v. Kummer, Sec. 


Lieut. vom 2. Schleſiſchen % er⸗Bataillon Nr. 6, zum Premier⸗Lieutenant 
befördert. v. Pelchrzim, 5 Fähnrich vom 2. Schleſiſchen Jäger⸗ 
Bataillon Nr. 6, zum Weſtfäliſchen Bra a 


m . Nr. 7 verſetzt. 
v. Stwolinski I., Pr.⸗Lt. vom Schlef. Füſ.⸗Regt. Nr. 38, zum Hauptm. und 
Comp.⸗Chef, v. Khaynach, Sec.⸗Lt. von demſ. Regt., zum Pr.⸗Lt. befördert. 
v. e ort.⸗Fähnr. von demſ. Regt., unter derung zum 
Sec. ⸗Lt., das Inf.⸗Regt. Nr. 75 verſetzt. v. Ketler, char. Port.⸗Fäbnr. 
vom 4. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 51, Lehnert, Gaede, Kotſchote, Unteroffs. 
von demſ. Regt, v. Watzdorf, char. Poxt.⸗Fähnr. vom Leib⸗Kür.⸗Regt. (Schleſ.) 
Nr. 1, Krater v. Schwarzenfeld, v. Moltke, v. Lieres u. Wilkau, Drag. vom 
2. Schleſ. Drag. Regt. Nr. 8, zu Port.⸗Fähnts., v. Sprockhoff, Sckönberg, 
p. Falkenhayn, Port ⸗Fähnrs. vom 2. Oberſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 23. zu Sec. 
Lts., v. Dobſchütz, Unteroſſiz. von demſ. Regt., zum Port.⸗Fähnr. v. Haut⸗ 
charmoy, Port.⸗Fähnr. vom 2. Schle Hufe t. Nr. 6, zum Sec. Lk. be⸗ 
fordert. Knispel, Sec.⸗Lt. vom 1. Aufg. 3. Bats. (Oppeln) 2. Oberſchleſ. 
Landw.⸗Regts. Nr. 23, im ſtehenden Heere, und zwar als Sec.⸗Lt. im 2. 
Oberſchleſ. Inf⸗Regt. Nr. 23 angeſtellt. Seeliger, Pr. Lt. a. D. und Bor: 
ſtand der Handwerker⸗Abtheilung des 2. Schleſ. Gren.⸗Regts. Nr. 11, zuletzt 
im 1. Bat. (Jauer) 2. Niederſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 7, der Charakter als 
Hauptmann derliehen, Krüger, Sec. Lt. vom 2. Schleſ. Jäger⸗Bataillon Nr. 6, 
Hauſchild, Sec.⸗Lt. von demſ. Bat., v. Schuckmann, Sec.⸗Lt. von demſ. Bat., 
Löw, Sec.⸗Lt. vom 3. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 50, v. Toll, char. Port.⸗ 
Fähnr. vom 2. Schleſ. Jäger⸗Bat. Nr. 6, zum Jäger⸗Bat. Nr. 10 veriekt. 
Febr. v. Dalwig, Sec. L vom Schleſ. Füf.⸗Regt. Nr. 38, v. Wieſe⸗Kapfers⸗ 
weldau, Sec.⸗Lt. vom Poſ. Ulanen⸗Regt. Nr. 10, als Inſpections⸗Olſiziere 
und Lehrer zur Kriegsſchule in Neiſſe commandirt. Traembs, Vice⸗Feldwebel 
vom 1. Bat. (Jauer) 2. Niederſchleſ. Regts. Nr. 7, zum Sec.⸗Lt. 1. Aufg. 
befördert. Zwanziger, Prem.⸗Lieut a. D., zuletzt im 3 Bat. (Münſterberg) 
4. Nieverſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 11, in das 2. Aufg. dieſes Landw.⸗Bats. 
wiedercinrangirt. Menk, Pr.⸗Lt. vom 2. Aufg. 3. Bats. (Ratibor) 1. Ober⸗ 
ſchleſ. Regts. Nr. 22, in das 1. Bat. (Stettin) deſſelben Regts. einrangirt. 
Heil, Sec. Lt. vom 1. Yufg. 2. Bats. een J. Niederſchleſ. Regts. Nr. 6, 
zum Pr. Lt., Fritſch, Vice⸗Feldw. vom 3. Bat. (Glogau) deſſ. Regts., zum 
Sec.⸗Lt. 1. Aufg. befördert. v. Wallenberg, Hauptm. vom 2. Aufg. I. Bats. 
(Jauer) 2. Niederſchleſ. Regts. Nr. 7, unter Zurückverſetzuung in das 1. Aufg. 
zum Comp.⸗Führer ernannt. Jähningen, Sec.⸗Lt. vom 2. Aufg. 2. Bats. 
(Hirſchberg) 2. Niederſchleſ. Regis. Nr. 7, zum Prem.⸗Lieut., Kadoch, Müller, 
Knobloch, Vice⸗Feldw. vom 1. Bat. (Breslau) 3. Niederſchleſ. Regts. Nr. 0, 
Elan, Vice⸗Feldw. vom 1. Bat. (Jauer) 2. Niederſchleſ. Regts. Nr. 7, zu 
ec⸗Lieuts, 1. Aufgebots befördert. Eckert, Hauptm. und Comp.⸗Jührer im 
3. Bat. (Glogau) 1. Niederſchleſ. Regts. Nr. 6, in gleicher Eigenſchaft in das 
1. Bat. (Görlitz) deſſ. Regts. einrangirt. v. Stölger, Pr.⸗Lt. a. D., zuletzt im 
3. Bat. (Löwenberg) 2. Niederſchleſ. Regts. Nr. 7, in das 2. Aufgebot des 
3. Bats. (Glogau) 1. Niederſchleſ. Regts. Nr. 6 wiedereinrangirt. Mentzel, 
Pr.⸗Lt. vom 2. Aufg. 3. Bats. (Schweidnitz) 3. Niederſchleſ. Regts. Nr. 10, 
in das 2. Bat. (Hirſchberg) 2. Niederſchleſ. Regts. Nr. 7, Frhr. v. Bock, 
Sec.⸗Lt. a. D., zuletzt im 6. Inf.⸗Regt., unter Beförderung zum Pr.⸗Lt, in 
das 2. Bat. (Hirſchberg) 2. Niederſchleſ. Regts. Nr. 7, Kloſe, Sec.⸗Lt. a. D., 
zuletzt in der 5. Art.⸗Brig., bei der Art. 2. Aufg. des 3. Bars. (Löwenberg) 
2. Niederſchleſ. Regts. Nr. 7, in das 2. Bat. (Schrimm) 2. Poſ. Regts. Nr. 19 
einrangirt. Foerſter, Vice⸗Feldw. vom 1. Bat. (Breslau) 3. Niederſchl. Regts, 
Ne. 10, zum Sec.⸗Lt. 2. Aufg., v. Wilezek, Tietze, Vice⸗Feldw. von demſ. Bat., 
Opitz, Krauſe, Vice⸗Feldw. vom 3. Bat. (Schweidnitz) 8. Niederfblei. Regts. 
Nr. 10, Linke, Vice⸗Feldw. vom 3. Bat. 10 2 7 1. Niederſchleſ. Regts. 
Nr. 6, Kaupiſch, Feldw. vom 1. Bat. (Breslau) 3. Niederſchleſ. Regts. Nr. 10, 
Schneider, Car lädt, Süßtind, Vice⸗Feldw. von demſ. Bat., Berg, Port. Fähnr. 
von demſ. Bat. früher im 1. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 10, Retter, Vice⸗Feldw. 
vom 3. Bat. (Oppeln) 2. Oberſchleſ. Regt. Nr. 23, Sanner, Kremſer, Vice⸗ 
Feldw. vom 3. Bat. (Ratibor) 1. Oberſchleſ. Regts. 22, zu Sec.⸗Lts. 1. Aufg., 
d. Sommerfeld u. Falkenhayn, Pr⸗Lt. vom 2. Aufg. 1. Bats. (Gleiwitz) 
1. Oberſchl. Regts. Nr. 22, unter Zurückverſetzung in das 1. Aufg., zum Hauptm. 
und Comp.⸗Führer, Hoffmann, Sec.Lient. vom J. Aufg. deſſelben Bats. zum 
Pr.⸗Lient. befördert. Schade, Hauptm. vom 1. Aufg. deſſelben Bats., Jonas, 
Hauptm. vom 1. Aufg. 3. Bat. (Ratibor) 1. Oberſchleſ. Regts. Nr. 22, Mi⸗ 
lieski, Hauptm. vom 2. Aufg. deſſelben Bats. unter Zurückverſetzung in das 
1. Aufg., alle drei zu Comp. -F 4 — ernannt. Dreſcher, Altſchaffel, Sec. 
Lts. a vom 1. und 2. Aufg. des 1. Bats. (Neiſſe) 2. Oberſchleſ. Regts. 
Nr. 23, zu Pr.⸗Lts. befördert, Heidenreich, Sec.⸗Lt. vom 1. Aufg. 1. Bats. 
nee „ Oberſchleſ. Regts. Nr. 23, Kipke, Sec.Lt. vom 1. Aufg. des Bats, 
ohlau Nr 38, in das 1. Bat. (Breslau) 3. Niederſchleſ. Regts. Ni. 10, 
Philippi, Sec. Lt. von der Cav. 1. Aufg. 1. Bats. (Breslau) 3. Niederſchleſ. 
Regts. Nr. 10, in das 2. Bat. (Oels) deſſelben Regis, Brandt, Sec.⸗Lt. von 
der Art. 1. Aufg. 3. Bats. (Schweidnitz) 3. Niederſchleſ. Regts. Nr. 10, in 
das 3. Bat. (Münſterberg) 4. Niederſchleſ. Regis, Nr. 11, Sieg, Sec.⸗Lt. vom 
1. Aufgebots 1. Bataillos (Gleiwitz) 1. Obetſchleſiſchen Regiments Nr. 22, 
in das 3. Bataillons (Oppeln) 2. Oberſchleſ. Regiments Nr. 23, einrangirt. 
v. Werder, Ob.⸗Lt. vom ieee (2. Weſtpreuß.) Nr. 7, als Oberſt 
mit Penſion und der Regts.⸗Unif. der Abſchied bewilligt. Gutzmann, Port. 
ir vom 1. Niederſchl. Inf.⸗Regt. Nr. 46, zur Reſerve entlaſſen. Schall, 
aupim. und Comp. Cbef vom 1. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 10, als Major 
mit Penſion und der Regts.⸗Unif., Oettinger, Pr. Lt. dom Schleſ. Füſ.⸗Regt. 
Nr. 38, als Hauptm, mit Penſion, Ausſicht = Anſtellung im Civildienſt 
und der Regts.⸗Unif., v. Pannwitz, Hauptm. und Comp.⸗Chef vom 1. Oberſchl. 
Inf.⸗Regt. Nr. 22, als Major mit on und der Regts.⸗Unif. der Abſchied 
dewilligt. Kühne, Ob.⸗Lt. vom 2. Poſ. Inf.⸗Regt. Nr. 19, mit Penſion ur d 
der Regts.⸗Unif., 3 Major vom 5. Rhein. Inf.⸗Regt, Nr. 65, mit 
Penſion und der Regts.⸗Unif., der Abſchied bewilligt. v. Schalſcha, Prem. Lt. 
vom 2. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 11, mit Penſion der Abſchied bewilligt. 
v. Frankenberg⸗Ludwigsdorff, Major dom 8. Weſtfal. Ju West. Nr. 57, mit 
Penſion und der Regts.⸗Unif. der Abſchied bewilligt. Funck, Ob. Lt. vom 
4. Brandenb. Inf.⸗Regt. Nr. 24, in Genehmigung ſeines Abſchiedsgeſuches, 
unter Belaſſung in ſeinem gegenwärtigen Commando, zur einſtweiligen Wahr⸗ 
nehmun der Bezie t Gommandeur- Selle in Kaſſel, mit Penſion und der 
Regts.⸗Unif. zur Dispoſition geſtellt. Urſin v. Baer, Ob.⸗Lt. z. D., zuletzt 
etalsm. Stabs⸗Offizter im „Ulanen⸗Regt. Nr. 7, die Genehmigung zum 
Tragen der Uniform des 1. 3 welche er in feinem Verbält⸗ 
niß als Commdr. des 1. Reſerve⸗Landw.⸗Huf.⸗Regts. während des biesjährir 
en mobilen Verhältniſſes der Armee getragen hat, ertheilt. v. Briefen, Gen. 
ent. 3. D., zuletzt Gen.⸗Major und Commdr. der 22. Inf.⸗Brig., von der 
ihm durch Ordre vom 8. Juli d. J. übertragenen Stellung als erſter Com⸗ 
mandant von Dresden entbunden, v. Gontärd, Oberſt a. D., zuletzt & la 
suite des Kaiſer ander Garde⸗Gren.⸗Regts. Nr. 1 und Adjutant bei dem 
Gouvernement von Berlin, von der ihm durch Ordre vom 8. Juli d. J. über⸗ 
tragenen Stellung als zweiter Commandant von Dresden entbunden und mit 
feiner‘ — — der Erlaubniß zum Tragen der Unifi des Kaiſer Alexan⸗ 
der ten ⸗Regts. Nr. 1 zur Dispo. geſtellt. Fehr. v. Ledebur, Haupt⸗ 
mann a. D., zuletzt im 1. Bat. ( 8. Garde⸗Landw.⸗Regts., der Char. 
als Major verliehen. 
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vor den Verträgen dem Prinzen Carl von Hohenzollern ſo lange die 
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preußische Allianz fir und fertig fei. 


3 ausſprechen, daß die prompte Anerkennung des Prinzen Carl und die 
ſchmeichelhaften Schlußſätze, in denen dies, wie oben geſagt, erklärt 
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wurden Republikaner, ſobald die Freiboden- Partei ſich bildete 


zahl derer, die nach Weſten ziehen und in der Regel einigermaßen bemittelte 
und gebildete 
die 
perſtärken und h 


r R 


Grof brit an nien. 

E. C. London, 24. Novbr. [Die Königin.] Der der Stadt 
Wolverhampton in Staffordſhire zur Beſichtigung des dortigen Albert 
Denkmals zugedachte und auf den 30. d. feſtgeſetzte königliche Beſuch 
bringt die Einwohner in nicht geringe Aufregung. Die Königin hat 
die Abſicht ausgeſprochen, einen feierlichen Einzug zu halten, damit 
moͤglichſt viele ihrer getreuen Unterthanen Gelegenheit haben, fie zu 
ſehen. Der Enthuſiasmus der Bevölkerung iſt groß und umfaſſende 
Anſtalten zu den Empfangs⸗Feierlichkeiten und der Illumination werden 
getroffen. In der Nähe der Statue werden Sitze für 3200 Perſonen 
eingerichtet und öffentliche Luſtbarkeiten vorbereitet, um den Tag zu 
einem Volksfeſte zu machen. Prinz und Prinzeſſin Chriſtian, Prinzeſſin 
Louiſe, ſowie der Premier⸗Miniſter und der Miniſter des Innern werden 


im Gefolge der Königin fein. 


[Ernennungen.] An Stelle des verſtorbenen Admirals Sir W. 
Parker hat die Königin den Vice⸗Admiral Earl of Lauderdale zu 
ihrem erſten Flotten⸗Adjutanten ernannt, und Mr. William Averell 
als General⸗Conſul für das britiſche Nordamerika und die Vereinigten 
Staaten beſtätigt. — Dem Vernehmen nach iſt Oberſt St. George 
Ord zum Gouverneur von Singapore und Mr. Robert Keate zum 
Gouverneur von Natal ernannt worden. 

[Der Seelieutenant Brand] war doch (vergl, Nr. 55%) nach der 
Unterdrückung des Aufſtandes in Jamaica befördert worden, aber von dem 
liberalen Marine⸗Miniſter, dem Herzog v. Somerſet und nicht von dem con⸗ 
ſervativen Sir John Pakington. Dies erklärt heute in den Zeitungen das 
liberale Parlamentsmitglied Mr. E. Buxton. 

[Ein Brief Mazzini's.] „Daily Telegraph“, welcher den auch 


von mehreren Blättern mitgetheilten angeblichen Brief Mazzini's an die 


Romer in feine Spalten aufgenommen hatte, veröffentlicht jetzt das fol⸗ 
gende Schreiben: 
R „An den Redacteur des „Daily Telegraph“. 

Mein Herr, erlauben Sie mir, Ihnen zu ſagen, daß der Brief an die 
‚Römer, den Sie vor 2 oder 3 Tagen der „Patrie“ entlehnt haben und unter 
den mein Name geſetzt war, vollſtändig apokryph iſt. Es iſt jetzt überflüſſig 
zu ſagen, was in der nächſten Kriſis mein ve für die Römer fein würde 
oder ſein wird, aber ich würde ſicher der Letzte ſein, die glorreichen Thaten 
Roms im Jahre 1849 als unbeſonnen zu brandmarken. Ihr ꝛc. 

22. November 1866. Joſeph Mazzini.“ 

[Reform⸗Kundgebung.] Ueber 300 Abgeordnete der verſchie⸗ 
denen Gewerke, Geſellſchaften und Mäßigkeitsvereine hielten unter dem 
Vorſitze von Herrn Georg Potter eine Verſammlung, um Vorberei⸗ 
tungen für die bevorſtehende Reform⸗Demonſtration zu berathen. Der 
Secretär berichtete, er habe an Lord John Manners, Miniſter der 
Öffentlichen Arbeiten, geſchrieben und die Erlaubniß zu einer Verſamm⸗ 
lung im Hyde⸗Park oder Green⸗Park nachgeſucht. Schon drei Stunden 
nach Abſendung ſeines Schreibens habe er eine ſehr ausführliche und 
böflihe Antwort von dem Miniſter erhalten, worin derſelbe ſich bereit 
erklärt, am nächſten Montage eine Deputation des Comite's zu empfan⸗ 
gen und mit derſelben über den Gegenſtand Rückſprache zu nehmen. 

Die engliſchen Freiwilligen⸗Corps, ] welche bei den Feſtlichkeiten 
in Brüſſel vertreten waren, haben ſich in einer Generalverſammlung ihrer 
Abgeordneten unter dem Vorſitze des Viscount Bury über die nöthigen 
Maßregeln zur rg eines Fonds geeinigt, aus dem die Koſten für eine 
würdige Aufnahme und Bewirthung der belgiſchen Schützen beſtritten werden 
ollen, welche zu dem Preisſchießen in Wimbleton im nächſten Jahre herüber⸗ 
ommen werden. Es wurde die Bildung eines Comite's beſchloſſen und ein 
vorläufiger Ausſchuß ernannt. Die Verſammlung beſchloß, die Einladung ſo 
allgemein als möglich ergehen zu laſſen. Andererſeits — auch dieſſeits die 
Einladung als eine Nationalſache betrachtet werden. Aufforderungen ſind 
ergangen und ſchon ſind eine Reihe der erſten Perſönlichkeiten des Landes 
dem Comite beigetreten. 


Ruf lan d. 

St. Petersburg, 24. November. [Die Anerkennung des 
Prinzen Carl von Hohenzollern.] Im heutigen „Journal de 
St. Petersbourg“ wird, in Erwiderung auf eine hieſige Correſpondenz 
der „Indep. belge“, auseinandergeſetzt, daß Rußland nur aus Refpect 


Anerkennung verſagen mußte, als er noch mit ver Pforte unterhandelte, 
daß aber, ſobald Letztere ihn anerkannte, auch Rußland keine Urſache 
zur Zurückhaltung mehr hatte; es hatte nur mehr feine traditionellen 
und uneigennützigen Sympathien für ſeine Glaubensgenoſſen an 
der Donau zu Rathe zu ziehen und deeilte ſich um fo mehr, 
es zu thun, als die Geſchicke der Moldau⸗Wallachei einem Fürſten 
anvertraut ſind, der einer dem Kaiſerhauſe verbündeten und be⸗ 
freundeten Dynaſtie angehört und deſſen erſte Thaten für die Zu⸗ 
kunft nur Gutes erwarten laſſen. — Aus dieſer Erklärung wird wohl 
in der ganzen weſtländiſchen Preſſe gefolgert werden, daß die ruſſiſch⸗ 
Da ich nicht gern von Dingen 
ſpreche, die mir unbekannt ſind, ſo werde ich dieſe Anſicht weder beſtä⸗ 
tigen noch dementiren, ſondern blos meine perſoͤnliche Meinung dahin 


wird, ſich auch auf andere Gründe, als auf die vorhanden ſein ſollende 
ruſſiſch⸗preußiſche Allianz ſehr gut zurückführen laſſen. (N. 3.) 
Amerika. 

Newyork, 9. Noobr. [Ueber den Ausfall der Wahlen] 
ſchreibt der Correſpondent der „Daily News“ unter obigem Datum: 
Die Wahlen ſind vorüber und haben ſich alle nach einer Richtung hin 
entſchieden, mit Ausnahme von Delaware und Maryland, von dem man 
mit Recht hätte erwarten ſollen, daß es ſich derſelben Seite anſchließen würde. 
Der Gouverneur machte dort eine verzweifelte Anſtrengung, durch Entfernung 
der Polizeicommiſſare den Conſervativen den Weg zu bahnen, hatte aber dabei, 
Dank der Umſicht der Commiſſare, nicht den gewünſchten Erfolg und die 
Sache der Conſervativen wäre berloren geweſen, wenn ſie nicht ein fo weites 
Gewiſſen gehabt hätten. Die Mehrzahl der Wähler, die nach ihren politiſchen 
Meinungen und ihrer Vergangenheit ſich an der Wahl betheiligen durften, 
waren natürlich Radicale, und der Bürgereid war außerordentlich ſcharf 
und genau gefaßt. Reverdy Johnſon, der bedeutendſte Rechtsgelehrte in 
Maryland, dabei ein Mann von ſehr conſervativen Anſichten, hatte vor einem 

ahre dieſen Eid für nicht bindend erklärt und geäußert, Jeder könne ihn 
chwören, ohne gegen Geſetz und Moral zu verſtoßen, falls derſelbe zur Aus⸗ 
übung eines Rechtes nöͤthig ſei. Vergangenen Mittwoch haben ſich Viele 
bereit finden laſſen, nach dieſer Lehre zu handeln und man kann ſagen, daß 
der Sieg in den Wahlen durch Meineid im Großen errungen wurde. Im 
Staate Newyork erhielt Fenton, wie gewöhnlich, in den Landbezirken eine 
glänzende Majorität, in der Stadt Newyork dagegen war er um 45,000 Stim⸗ 
men in der Minoritit. Ueber zwei Dritte: der ſtimmenden Bevölkerung die: 
fer Stadt find Ausländer, Irländer und Deutſche. Mit Ausnahme von eini⸗ 
* hundert Feniern ſtimmten die Irländer wie gewöbnlich in geſchloſſener 

aſſe für die Demokraten. Die Majorität der deutſchen Wähler ſind eben⸗ 
falls Demokraten, wenigſtens 12,000 von 25,000, und ſie ſind es unter 
dem Einfluß der Tradition und des Namens. Die hier im Anfange des 
n einwandernden Deutſchen waren Flüchtlinge vor der heimiſchen 

unterdrückung und fanden in der damaligen demolratiſchen Partei alles, mo: 
für ſie von jeher gekämpft hatten. Die 5 Einwanderer, arm und 
unwiſſend, wie fie waren, olgten ihrem Beispiele, ohne zu wiſſen warum, 
und allmälig, wie der Strom der Einwanderung zunahm, wurde der Deutſche, 
bei ſeiner Ankunft in Amerika, ebenſo gewiß Demokrat, als er Sonntags in 
den Gehölzen von Hoboken Bier trank und Tabak rauchte. Die Denken⸗ 
den und beſonders die Flüchtlinge aus den letzten Revolutionen 


und find es ſeither geblieben. Dazu gehört beſonders die größere An⸗ 


Leute ſind. Sie haben mächtig zur 1 ouri's für 
dicalen beigetragen, ſie halfen die republikaniſche Majorität in Ohio 
in Texas eine Schaar von Märtyrern der Fretheit ges 
t, deren Geſchichte, wäre fie geſchrieben oder lönnte man fie nur ſchrei⸗ 
N hoͤchſt traurige und tragiſche Erzählung ſein würde, Diejenigen, 
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welche in Newyork bleiben, find gewöhnlich die ärmſten und ungebildetſten, 
obgleich ſie ſonderbarer Weiſe faſt nie Tagelöhner ſind. In der Regel ſind 
ſie Handwerker, Tiſchler, Zimmerleute, Schuhmacher und ſo fort; es 
iſt ſehr ſelten, daß ein Deutſcher in Newyork Handlanger iſt. Die 
große Maſſe derſelben iſt indeſſen zu unwiſſend, um ein Verſtänd⸗ 
niß für Politik zu haben und hat immer gewohnheitsmäßig für die Demo⸗ 
kraten geſtimmt, und ſelbſt die republikaniſche Minorität iſt durch das Geſetz 
über die Sonntagsfeier aus der letzten Seſſion, das Sonntags ihre . 
ten ſchloß, zu ſehr erbittert, um bei ihrer Ueberzeugung feſtzuſtehen. ine 
beträchtliche Anzahl von ihnen, viel bedeutender als ich vorausgeſetzt hatte, 
ſtimmte gegen Fenton und brachte die Majorität gegen ihn auf eine Höhe, 
wie fie noch nicht dageweſen war. Glücklicherweiſe liegt jedoch das Hauptge⸗ 
wicht in der Majorität der Landdiſtricte, und über den Hauptpunkt, daß die 
ackerbauende Klaſſe in überwiegender 
5 2 — = 8 11 et len len, Un. ge Rent er: 

men, en nach derſelben Richtung hin. New⸗Jerſey, 
früher der if Hort der Sclavendemokratie Kuh De einzige Staat, der 


gegen die Abschaffung der Sclaverei ſich fträubte, hat ſich bei dieſer Gelegen⸗ 
heit ſelbſt übertroffen und aus 4 zu wählenden Mitgliedern drei Nepudlianer 
in den Congreß geſchickt. Nichts hätte die Feindſeligkeit gegen Johnſons 
Politik in ihrer ganzen Tiefe und Allgemeinheit beſſer ins Licht ſeßen können. 
Selbſt ſeine eigenen Parteiblätter rathen ihm jetzt, aus der Noth 
eine Tugend zu machen, nachzugeben und ſich den Fragen auswärtiger 
Politik, in welchen er mit dem Congreß einig iſt, zuzuwenden und es ſcheint, 
als wolle er ſich den Wink zu Nutze machen. Sherman's und Campbell’s 
Abreiſe dürften der erſte Schritt zu einer neuen Politik in dieſer Richtung fein, 

Ueber denſelben Gegenſtand ſchreibt ein Correſpondent der „Inde⸗ 
pendance“: 

„Das Ergebniß der Wahlen läßt vorausſehen, daß der vierzigſte Con⸗ 
greß (der demnächſt zuſammentretende), was die Stellung der alten be⸗ 
trifft, genau fo fein wird, wie der neununddreißigſte war, Das 
Ergebniß der Wahlen, die bisher vollzogen worden, iſt das folgende: Die 
7 Wahlen im September und October gaben 59 Republikaner und 12 De⸗ 
mokraten, davon Oregon 1 Republikaner, und die 12 Wahlen vom 6. Nobbr. 
66 Revublikaner und 25 Demokraten, zuſammen 126 Republikaner und 37 
Demokraten. Im vorigen Congreſſe ſaßen für dieſelben 20 Staaten 127 Re⸗ 
publikaner und 36 Demokraten. Sechs Staaten haben noch zu wählen, näm⸗ 
lich Californien, Connecticut, Kentucki, New⸗Hampfhire, Rhode⸗Island und 
Tenneſſee. Wählen dieſe, wie vorausſichtlich, wie zum vorigen Congreſſe, in 
welchem ſie 21 Republikaner und 8 Demokraten hatten, ſo haben die Demo⸗ 
kraten im Ganzen eine ein ige Stimme gewonnen. Sollten die 10 Süuͤdſtaa⸗ 
ten ſich endlich zu einer Verſtändigung herbeilaſſen und wählen, ſo bringen 
ſie 50 Stimmen, welche, wenn ſie auch alle auf Seiten der Demokraten wä⸗ 
ren, doch die Majorität nicht auf ihre Seite bringen würden; nur die Zwei⸗ 
drittel⸗Majorität wäre dann den Republikanern nicht mehr ſicher. Der Prä⸗ 
ae ſich alſo im nächſten Congreſſe in durchaus macht⸗ 

14. Novbr. [Neueſte Nachrichten.] Depeſchen aus Wafhington 
berichten, der Finanzminiſter werde bei dem Congreſſe auf baldige Wie⸗ 
deraufnahme der Baarzablungen dringen. — Baltimore bleibt 
ruhig. — General Sherman und Geſandter Campbell gingen am 
Sonnabend von Newyork nach Vera Cruz ab. — Die Behörden der 
Vereinigten Staaten haben Ortega mit ſeinem Stabe bei ſeiner An⸗ 
kunft in Brazos de Santiago verhaftet. Ortega hat, als Präſident der 
Republik Mexico, einen Proteſt erlaſſen, in dem er der amerikaniſchen 
Regierung indirecte bewaffnete Einmiſchung in die inneren Angelegen⸗ 
heiten Mexicos vorwirft und gegen alle Handlungen der Vereinigten 
Staaten Verwahrung einlegt, die direct oder indirect darauf hinzielen, 
Mexico die Regierung des Juarez aufzundthigen. — Der Fenier 
William Hoydon wurde zum Tode verurtheilt und die Hinri htung auf 
den 13. Dezember, feſtgeſetzt. 
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Liegnitz, 28. Nov. [Wahl des Gymnafial-Directors.] 
Bei der vom hieſigen Magiſtrate heute vorgenommenen Wahl eines 
Gomnaſtal⸗Directors fiel dieſelbe einſtimmig auf den gegenwärtig am 
Gymnaſium zu Lauban angeſtellten Director Güthlein. 


„Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 


miniſter wurde von einem Unwohlſein befallen; er befindet ſich in der 
Behandlung Langenbeck's. (Wolff's T. B.) 
London, 28. Nov. Getreidemarkt wegen Nebel geſchäftslos. Eng⸗ 
liſcher und fremder Weizen nominell zu Montagspreiſen. 
(Wolff's T. B.) 
Newyork, 17. Novbr. Aus Vera⸗Cruz vom 1. November wird 
gemeldet, daß der Kaiſer Maximilian wieder nach der Hauptſtadt 
zurückgekehrt iſt. (Wolff's T. B.) 
Deſſau, 28. Novbr., Abends 9 Uhr. Se. Maj. der König von 
Preußen ſind in Begleitung Sr. königl. Hoheit des Kronprinzen und 


zeſſin Friedrich Carl Abends 8 Uhr hier eingetroffen und von Sr. Ho⸗ 
heit dem Erbprinzen von Anhalt, Generallieutenant v. Stockmarr, 
Baron v. Saldern und anderen höheren Hofbeamten auf dem Bahn⸗ 
hofe empfangen worden. 

Madrid, 27. Novbr. 
Iſabella am 1. Dezember nach Liſſabon reifen und am ten nach 
Madrid zurückkehren werde. Marſchall Narva ez wird die Königin 
begleiten. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen-Nachrichten. 

Paris, 28. November, Nachm. 3 Uhr. Ziemlich feſt. Conſols 88%. 
Schluß⸗Courſe: proc. Rente 69, 65. Ital. 5proc Rente 56, 20. Zproc. 
Spanier —. proc. Spanier —. Oeſterr. Staat ⸗Eiſendahn⸗Aktien 410, 
Credit⸗Mob.⸗Aktien 598, 75. Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 402, 50. Oeſterreich. 
ept. 313. Amerikaner 79%. 

Frankfurt a. 28. Nov., Nachm. 2 Uhr 30 M. Schluß⸗Courſe: 
Wiener Wechſel 92. Finnländ. Anleihe . Neue 44% Finnländ, Pfand⸗ 
briefe —. 6% Verein. St.⸗Anl. pro 1882 744. Oeſterr. Bankantheile 649. 
Oeſterr. Credit⸗Actien 137. Darmſt. Bank⸗Actien —. Meininger Credit⸗ 
Actien — Oeſterreich.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb⸗Actien —. Oeſterr. Elif 
101% Br. Böhm. Weſtbahn —. Rbein⸗Nahebahn —. Ludwigshafen Ber⸗ 
bach 152 4. Heſſiſche Ludwigsbahn 130%. Darmſtädter Zettelbank — 1854er 
Looſe 57%. 1880er Looſe 63%. 1864er Looſe 69%, Badiſche Looſe 5174. 
Kurheſſiſche Looſe 55. Baieriſche Prämien-Anleipe 95%. Oeſterr. National 
Anleben 50%. 5% Metalliques —. 44% Metalliaues —. 

Wien, 28. Novbr. [Abendbbrſe.] Credit⸗Actien 151, 80. Nordbahn 
153, 20. 1860er Looſe 80, 50. 1864er Looſe 74, 85. Oeſterr.⸗Franzöſiſche 
Staatsbahn 204. 90. Galizier 218, 50. Czernowitzer 184, 75. Credit, 
looſe 00, 00. — Vorwiegend matte Haltung. 

Hamburg, 28. Nov., Rahm. 2 Uhr 30 tin. Fonds ſchwankend, Va⸗ 
luten wenig angeboten. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihen 51%. Oeſter⸗ 
reich. Credit⸗Actien 58%. Oeſterreich. 1860er Lorie 63. Mexicaner 
Vereinsbank 110%. Norddeutſche Bank 120%. Aheiniſche 115. Nordbabn 
76%, Altona⸗Kieler al’e 137%, neue 130%. Finnländiſche Anleibe 82. 
1864er Ruff. Prämien⸗Anleihe 85%. 1866 r Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 79%. 
6pCt. Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 67%. Disconto 3% . 

Hamburg, 28. Novbr. [Getreidemartt] ſehr ruhig. Auf Termine 
1 Thlr. niedriger. Weizen pr. Novbr.⸗Dezbr. 5400 Pfd. netto 153 Banco⸗ 
thaler Br. und Gld., pr. Dez.⸗Januar 148 Br., 147 Gld. Roggen pr. 
Nopbr.⸗Dezbr. 5000 Pfd. Bruno 89 Br., 87 Gld., pr. Dezbr.⸗Jan. 88 Br., 
87 Gld. Oel loco 26%, pr. Mai 27%. Kaffee 1000 End gewöhnlicher 
Rio zu 4% — 5 verkauft. Die Depeſche aus Rio machte keinen Eindruck. 
Zink ſehr feit, ohne Umſatz. 20 5 

Antwerpen, 28. Nov, Petroleum, raff. Type, weiß, Mil, 58 Fres. 
per 100 Ko. 

Liverpool, 28. Novbr. Mittags. Baumwolle: 8000 Ballen Umfap 
Ruhig und unverändert. Middling ameritaniſche 14, middling Orleans 14%, 
r Dbollerah 10% bis 11, good middling fair Dbollerab 10%, middilng 


Anleihe von 1865 N 
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Dhollerah 10, Bengal 7%, Oomra 11. 


Anzahl gegen ihn, iſt der Präſident % 


BBB c K c r 
Breslau. 29. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 113. U.⸗P. — F. 7. 
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Berlin, 29. Novbr. Die Morgenblätter melden: Der Finanz: er, 


N f & dito 
der königl. Prinzen Carl, Albrecht Vater und Sohn, ſowie der Prin⸗ Misch), 2 


Die „Epoca“ verfihert, daß die Königin 928. 


. 


Ben 


Amſter dam, 28. Nobbr. Getreidemarkt (Schlufberict). Weizen 
5 Fl. hoͤher. Roggen loco ftill, auf Termine 21% Fl. niedriger. Raps pr. 
Nobember 72%, pr. Mai —. Rüb ol pr. November 39%, pr. Mar 42%- 
London, 28. Nobbr. Conſols 88 4, 1% Spanier 31%, Sarvinker 75, 
tal. 5% Rente 55, Lombarden 16, Mexicaner 18%, 5% uſſen 86, Neue 
uſſen 86, Silber 61, Türkiſche Anleihe 1865 32%, Amerikaner 69%. 7 
New-York, 27. Nov. Wechſelcours auf London in Gold 109%. Gold?⸗ 
Agio 42%. Bonds 109%. Baumwolle 34. Petroleum —. 
General Dix iſt nach Frankreich abgereiſt. 


— 


Breslauer Börſe vom 29. November.] [Schluß ⸗Courſe.) 1 Uhr 
Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 80 — % bez. Oeſterr. Banknoten 78% — 
„ bez. u. Br. Schleſ. Rentenbrieſe 91% bez. Schleſ. Pfandbrieſe 87 Br. 
Oeſterr. National⸗Anleihe 51% . 142 Gld. Neiſſe⸗Brieger —. 
Sberſchleſ. Litt. A. und C. 173% bez. u. Br. Wilhelmsbahn 52%. Oppeln: 
Tarnowitzer 76% Br. Oeſterr. Creditb.⸗Actien —. Schleſ. BantXerein 
114 Br. 1860er Looſe 63% bez. Amerikaner 74% bez. Warſchau⸗Wiener 
Minerva 30% Br. 
Breslau, 29. November. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, weißer. 93—99 87 83—84| Gerſte 58—60 55 50—53 
— er nie 89—93 86 82—84 Hafer 34 33 31—32 
Roggen 69—70 68 67 I Erbſen 68-72 64 55-60 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commilfion zur Feſtſtellung 
. der 1 5 Naps und Rübſen. 


Raps 210 200 
— 172 102 152 ( br. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 170 60 150 


— Ctr. Hafer. 


ciell digt: 
Officiell gekündig Ort. Spiritus. 


— Ctr. Rapskuchen. 200 Ctr. Rüböl. — 
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Berliner Börse vom 28. November 1866. na, 


Bisonbahn-Stamm-Aotlen. 
1885 


Fonds- und deld-Oourse. 
Freiw. Staats-Anl. , „(414196 
Staats-Anl, von 18896 

to 1880. 52/4 
1853 

4½ 85 


Dividende pro 1884 


tasse. u. G. 


153 ba. 
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else 


Bentenbriete, Ptaudbriete. 


Louisd'or 111 6. 
Geldkr 5. 7% G. |Poln.B 


w 
** 


221 
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Ausländische Fonds. 
terr, Metalliquesſs 46 
Nat.-Anl, . 8 


dito 

dito Lot.-A. v. 50% 
dito 64 

dito 84 er Pr.-A. 4 
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Tlsendahn-Prloritäts-Aotien. 31% 
Märkische 44 ½ 97 ½ B. 8 26 
dito IL, 95% 6. 1. 

IV. a1 94 1 El 4 
dun- ff ba, 185 

Aer den 1b de 
dito 84½ 8. 4 6 
dito IIA |83i, ba. 50% 

1 mh B. 17 

= 25 5 Ri. 

Cos.-Oderb. (Wilh.).4 = — — 7 

dito III. 4% 85 6. 

Leier Er f Rate. : 
dito eon 80 6. 2 
dito III. 4 88 6 
— 
Mdschl. Zwolgb. L. C. Be * — 
l 144 — — * 

dito B. q 41 — — 5 

. 4 185 8. ki. 

4% N 0 18 0 5 

„ ha. 

do F.. 155 B. 5 

Fran U bz. 

Oest. südl, Bt-B . 
I. St. gar. (di — — 

Rhein-Nahc-B, gar. 4% 94 bz. 


Berlin, 28. Novbr. Roggen I 81—83pfd. 577 — 3 fi, 
ab c. abel loco 12% Ahle. ber, % Tele. Hr. L. Chir 
ritus loco ohne Faß 16%—17 Thlr. bel, Nov. 16, — % Thlr. bez. 
ne 10 4 pl r mb On. 42 Pas ‚Dei 17 16% — 

3 7 al — 0 i N 
I be or % Thlr. Br. 4 — 7 „ Mai⸗Juni 17% Thlr 


ahlt. 
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W̃ g. — Lupine 
Frage. — Schleſiſche Bohnen 98 5. — Schlaglein ſchwach beachtet. 


r. pr. 


Wein- Auction. 


eute, Donnerſtag Nachmittag 2 Uhr, follen Tauenzienplatz Nr. 11 die 
Reſt eänse des Weinlagers der Eugen Hertzſchiſchen Concursmaſſe, beſte⸗ 
hend in Rhein und Moſelweinen: Steinberger Cabinet, Rauenthater, 
Rauenthaler Berg, Oeſtricher, Thiergärtner x.; Deſſert⸗Weinen: Chateau 
d’Yquem, Chablis ete. und Champagnerweinen in verſchiedenen Marten, 
ſowie ſämmtliche Kellerutenſilien und 1 bierräderiger Handwagen meiſtbie⸗ 
tend verſteigert werden. 


Der gerichtliche Maffen-Berwalter Kaufmann Benno Milch. 


Ed. Bielschowsky jr., 
größtes Reinwand: Magazin, 


76 Rikolaiſtraße, Herrenſtraßen⸗Ecke, 4493] 
empfiehlt fi bei Einkäufen zum bevorstehenden Feſte einer geneigten Beachtung. 


ortlicher Redacteur: Dr. Stein. 


5 Verantw 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


